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Tagesordnungspunkt 1

Verordnung der Bundesregierung

Verordnung zur Modernisierung des Vergabe-
rechts
(Vergaberechtsmodernisierungsverordnung - Ver-
gRModVO)

BT-Drucksache 18/7318

Der Vorsitzende: Meine sehr geehrten Damen und
Herren, sehr geehrte Damen und Herren Sachver-
ständige, liebe Kolleginnen und Kollegen, sofern
vorhanden. Ich möchte Sie ganz herzlich begrü-
ßen zu unserer Anhörung Vergaberechtsmoderni-
sierungsverordnung. Ich weise darauf hin, dass
wir in einer geschäftsordnungsmäßigen Problema-
tik stecken, die darin besteht, dass von jetzt ge-
rechnet in neun Minuten eine namentliche Ab-
stimmung stattfindet, bei deren unentschuldigter
Nichtteilnahme für jeden Abgeordneten eine
Strafzahlung von 200,00 Euro fällig ist. Ich sage
das jetzt an die Adresse der Sachverständigen, die
zu entrichten ist aus der steuerfreien Kostenpau-
schale. Die Bruttowirkung lässt sich dann leicht
davon ableiten. Und das ist auch der Grund, wa-
rum die Kolleginnen und Kollegen schon mal, so-
weit ich das sehen konnte, hinübergeeilt sind. Ich
nutze die Zeit aber, um einige Präliminarien
schon mal zu absolvieren, die den Abgeordneten
alle bekannt sind, die aber sozusagen verlesen
werden müssen, vorgetragen werden müssen, die
aber auch für Sie als Sachverständige wichtig
sind. Dieser Anhörung liegt zugrunde eine Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Modernisierung
des Vergaberechts, kurz Vergaberechtsmodernisie-
rungsverordnung auf der Bundestagsdrucksache
18/7318. Ich weise auch darauf hin, dass dies eine
öffentliche Anhörung ist. Zum Ablauf der heuti-
gen Anhörung darf ich folgende Erläuterung ge-
ben. Wir haben uns darauf verständigt, nicht in
Themenblöcke aufzugliedern, sondern die Thema-
tik in cumulo zu behandeln. Wir werden die Be-
fragungen unter Berücksichtigung der Stärke der
Fraktionen vornehmen. Wir haben insgesamt drei
Runden und werden in der ersten und dritten
Runde die kleineren Fraktionen etwas stärker zu
Wort kommen lassen und in der mittleren Runde
das Verhältnis der Fraktionsstärken ziemlich
exakt berücksichtigen. Wir haben uns darauf ver-
ständigt, dass um in der zur Verfügung stehenden
Zeit zurechtzukommen, wir für jede Frage und

Antwort fünf Minuten zur Verfügung haben. Das
heißt, je kürzer eine Frage ist, desto länger kann
die Antwort ausfallen und umgekehrt. Das heißt
aber nicht, dass Sie, wenn sozusagen eine halbe
Minute gefragt wird, dass Sie unbedingt die vier-
einhalb Minuten dann ausschöpfen müssen. Sie
können selbstverständlich auch kürzer antworten.
Ich werde dann selbst, wenn eine Frage gestellt
ist, das Wort weitergeben an Sie und auch noch
den Namen nennen, damit bei der Abschrifterstel-
lung auch klar ist, wer dann tatsächlich das Wort
ergriffen hat. Soweit zur Technik. An dieser Stelle
würde ich jetzt die Fragerunde eröffnen. Aber
nachdem die Kollegen bereits gegangen sind, un-
terbreche ich an dieser Stelle, werde unverzüglich
nach der namentlichen Abstimmung wieder eröff-
nen und dann unverzüglich in die erste Frage-
runde eintreten. Ich bitte Sie dafür um Verständ-
nis. So sind die Schicksalsschläge im parlamenta-
rischen Alltag. Ich unterbreche hiermit.

Unterbrechung der Sitzung von 15.22 bis 15.39
Uhr.

Der Vorsitzende: Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, meine Damen und Herren, ich nehme
die unterbrochene Sitzung wieder auf. Ich weise
meine Kolleginnen und Kollegen darauf hin, dass
ich vorhin pro forma die Sitzung eröffnet hatte um
15.15 Uhr und die üblichen, den Abgeordneten
bekannten Regularien hier verlesen habe, die
Spielregeln, die den Abgeordneten selbst ja alle
bekannt sind. Ich hoffe, das findet umfängliche
Zustimmung. Und ich bin zu dem Punkt gelangt,
an dem die Befragung beginnen kann, die ich hier-
mit aufnehme. Ich begrüße im Übrigen Frau Parla-
mentarische Staatssekretärin Brigitte Zypries. Ich
beginne mit der ersten Runde. Die erste Frage geht
an die Union, hier an die Kollegin Gundelach.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Ich
habe eine Frage an den Vertreter des ZDH, Herrn
Benke. Und zwar interessiert mich, ob die mit
dem Gesetz zur Modernisierung des Vergabe-
rechts, dazu haben wir ja im Prinzip eine neue
Struktur eingeführt, ob diese Strukturreform auch
mit der uns jetzt vorliegenden Mantelverordnung
aus Ihrer Sicht konsequent zu Ende gedacht ist o-
der ob es da aus Ihrer Sicht irgendwelche Wider-
sprüche gibt?
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Der Vorsitzende: Herr Dr. Benke.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Verehrte Damen
und Herren, werte Frau Gundelach! Die Reform ist
aus unserer Sicht im Wesentlichen sinnvoll er-
folgt. Es gibt Ansätze, um auch für die Vergabe-
praktika eine klarere Gliederung und Flexibilisie-
rung zu erreichen. Die Bundesregierung hat unse-
res Erachtens in der Verfolgung ihrer Eckpunkte
seit Januar 2015 diese durchaus konsequent ver-
folgt und die europäische Richtlinie doch weitge-
hend 1:1 umgesetzt. Ich will mich jetzt hier vor al-
lem auf den Baubereich konzentrieren. Die Ver-
schränkung mit den bestehenden Regelungen,
auch in der VOB Teil A mit der VgV und dem
GWB ist unseres Erachtens weitgehend gelungen.
Inwieweit wir damit auch die in der EU-Reform
postulierte Mittelstandsgerechtigkeit jetzt wirklich
erreichen, das steht natürlich immer infrage. Die
Komplexität im Vergaberecht nimmt von Reform-
schritt zu Reformschritt zu. Das macht es den Un-
ternehmen nicht leichter, und wir sind natürlich
immer schon auf europäischer Ebene bestrebt,
hier Schadensbegrenzung zu betreiben. Mittel-
standsgerechtigkeit heißt für uns niemals Bevor-
zugung von kleinen Unternehmen, sondern es
heißt, keine Hürden aufzubauen, die aus größen-
bedingten Strukturen entstehen. Deshalb, Rechts-
sicherheit ist für unser Unternehmen das Wich-
tigste, im Bauen, aber natürlich auch in den Un-
ternehmen des Handwerks im Dienstleistungsbe-
reich. Es ist für uns ungemein wichtig, dass jetzt
wirklich diese Reform abgeschlossen wird, und
zwar auch fristgemäß abgeschlossen wird, bevor
die EU-Richtlinie möglicherweise direkt gilt, be-
vor wir ein Wirrwarr haben von alter VOB/A, alter
VOL A und neuem GWB. Wir haben einige noch
einmal gezielte Anmerkungen, die wir auch in der
Stellungnahme hinterlegt haben. Darüber sollte
man ernsthaft nachdenken. Aber ich würde jetzt
warnen vor nochmaligen Grundsatzdebatten.
Auch über die Eingliederung oder Nichtgliede-
rung von VOB/A. Diese Debatte haben wir geführt.
Sie wird sicherlich immer mal wieder kommen.
Wir sind der Meinung, mit dem Fortbestand der
VOB/A, da sind wir uns einig mit dem Bauhand-
werk, mit der Bauindustrie, dem Bauministerium,
ist der richtige Weg erstmal beschritten worden,
um die Bauspezifika abzubilden. Wo wir Abwei-
chungen haben, sind die auch begründet. Wenn

wir uns jetzt noch einmal die Gesamtstruktur an-
gucken, halten wir sie, wie gesagt, für nachvoll-
ziehbar. Im Hinblick auf die Mittelstandsgerech-
tigkeit war uns vor allen Dingen im GWB wichtig,
das Primat der Fach- und Teillosvergabe zu si-
chern. Wenn es jetzt noch mal an Grundsatzdis-
kussionen gehen würde, ich will noch einmal da-
rauf hinweisen, die Verfahren werden ohnehin
nicht leichter für kleine Betriebe. Viel Musik
spielt jetzt auch in der Praxis in der Vergabekul-
tur, die die Vergabestellen jetzt anwenden wer-
den, jenseits von den getroffenen Regelungen im
Gesetz und Verordnung. Passt auf, stellt nicht zu
viele neue Anforderungen gerade an kleinere Un-
ternehmen. Wir denken, dass die Regelung, die
hier im GWB getroffen wurde, mit der strikten
Eingrenzung des Auftragsgegenstands auf Ange-
messenheit und Verhältnismäßigkeit, das ist der
richtige Weg. Dieses System würde ich ungern
noch einmal zur Diskussion stellen wollen.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
wird gestellt vom Kollegen Westphal.

Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich habe zwei Fragen. Zunächst an
Herrn Keck und dann an Frau Nassibi. Die erste
Frage bezieht sich auf den § 65. Dort ist im Ver-
gleich zur Entwurfsfassung eine Ergänzung bei
den Dienstleistungen vor allem im SGB II und III
vorgenommen worden. Diese sieht konkrete Qua-
litätskriterien vor, nämlich Integrationsquote, Ab-
bruchquote, Bildungsabschlüsse, aber auch Zu-
friedenheit des Auftraggebers mit der Leistungser-
bringung. Und wie bewerten Sie diese Änderung
insbesondere im Hinblick auf die künftige Bedeu-
tung, was Qualität bei der Vergabe von Arbeits-
marktdienstleistungen angeht? Die zweite Frage
an Frau Dr. Nassibi vom DGB: Wie bewerten Sie
die Regelungen zu dem ungewöhnlich niedrigen
Angebot § 60 Vergabeverordnung? Bei diesem
geht es ja unter anderem auch um die Verhinde-
rung von Lohndumping und unseriösen Angebo-
ten.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Zunächst Herr
Keck.

SV Herbert Keck (Zentrale der Bundesagentur für
Arbeit): Ja, sehr geehrte Damen und Herren, sehr
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geehrter Herr Westphal. Die Bundesagentur be-
grüßt ausdrücklich, dass diese Formulierung, die
von Ihnen zitierte Formulierung, in den § 65 der
Vergabeverordnung aufgenommen worden ist. Die
Bundesagentur praktiziert diese genannten Rege-
lungen seit circa Mitte 2014 in zunehmendem
Maße. Damals auf der Basis der geltenden VgV
und auf der Basis der Rechtsprechung des Ober-
landesgerichtes. Und die Bundesagentur hatte in
der Tat Bedenken, dass wenn diese Formulierun-
gen sich in der neuen VgV nicht wiederfinden,
dass es wieder hier zu rechtlichen Unsicherheiten
kommt und diese Vorgehensweise angegriffen
wird. Insofern ausdrücklich - das ist ja aus unserer
Sicht der BA der richtige Weg, hier in die Arbeits-
marktleistungen mehr Qualität reinzubringen.
Diese Thematik besser abzusichern, indem eben
tatsächliche Erfolge, sprich Integrationserfolge,
Eingliederungserfolge, im negativen Sinn geringe
Abbruchquoten, aber auch die Zusammenarbeit
mit den Trägern, Bildungsabschlüsse, die insbe-
sondere in den berufsvorbereitenden oder ausbil-
dungsvorbereitenden und begleitenden Maßnah-
men erreicht werden können, hier in der VgV ab-
gesichert sind. Die Bundesagentur begrüßt auch,
dass die bisherige Begrenzung auf 25 Prozent ge-
öffnet worden ist, und dass wir künftig stärker als
bisher, zwar nicht ausschließlich, aber stärker als
bisher bei der fachlichen Bewertung und Beurtei-
lung der Angebote diese Erfolge berücksichtigen
können.

Der Vorsitzende: Und für die weiteren zwei Minu-
ten ergänzend Frau Dr. Nassibi.

SVe Dr. Ghazaleh Nassibi (DGB): Ja, vielen Dank
für die Frage. Sehr geehrter Herr Westphal, sehr
geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und
Herren. Die von Ihnen genannte Regelung ist eine
Umsetzung von den Vorgaben aus Artikel 69 der
Vergaberichtlinie. Dort haben wir die Regelung,
dass ein Angebot abzulehnen ist, wenn keine hin-
reichende Begründung dafür geliefert werden
kann, warum es in irgendeiner Form ein solch un-
gewöhnlich niedriges Angebot ist. Das ist im Prin-
zip ein Hebel der Vergaberichtlinie, um ihrer zent-
ralen Norm Artikel 18 zur Geltung zu verhelfen.
Das ist die Norm, mit der wir ein Paradigmen-
wechsel haben auf europäischer Ebene in Bezug
auf die stärkere Berücksichtigung und verbindli-

che Berücksichtigung von sozialen Kriterien. Inso-
fern begrüßen wir diese Regelung. Sie verhindert
Wettbewerbsverzerrungen zulasten der Beschäftig-
ten und auch natürlich zulasten der redlichen Un-
ternehmen, die sich an die Regeln halten. Wir be-
grüßen vor allem, dass, anders als noch im Dis-
kussionsentwurf der VgV in § 60 Abs. 2 Nr. 4,
jetzt auch explizit Bezug genommen wird auf die
Vorgaben aus § 128 GWB. Und das sind nämlich
die Verpflichtungen, die aus Sicht der Gewerk-
schaften besonders wesentlich sind, nämlich die
Regelungen zum Arbeitsrecht, bei der Auftrags-
ausführung einschließlich der Mindestentgelte
nach Mindestlohngesetz und nach den allgemein
verbindlich erklärten Tarifverträgen nach Arbeit-
nehmerentsendegesetz. Insofern begrüßen wir das,
und wir finden es auch gut, dass der Auftraggeber
ablehnen muss, wenn das Angebot ungewöhnlich
niedrig ist, weil es gerade gegen diese Normen aus
128 GWB verstößt. Das sind nämlich eben diese
arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften. Aller-
dings, das ist ein Kritikpunkt, den haben wir im-
mer wieder vorgetragen, den möchte ich auch hier
noch einmal erwähnen, finden wir es schade, dass
es eben nicht Eingang in das Gesetz gefunden hat,
sondern nur in die Verordnung. Das wäre eben
wünschenswert gewesen angesichts der Bedeu-
tung und auch der anderen Ausstrahlkraft, die
eine solche Regelung im Gesetz gehabt hätte. Vie-
len Dank.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht an Kollegin Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Ja, sehr ge-
ehrter Vorsitzender, meine Damen und Herren!
Meine Frage geht an Herrn Dr. Benke und Herrn
Dr. Rippert. Wenn Sie die Vergabeverordnung
jetzt insgesamt sehen, sehen Sie darin Ziele oder
Inhalte, die nicht effizient sind oder die nicht mit-
telstandsfreundlich sind für ein Vergaberecht?
Gibt es da Punkte, die Ihnen wichtig sind, die aus
Ihrer Sicht zu nennen wären?

Der Vorsitzende: Herr Dr. Benke.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Also ein paar
Punkte hatte ich ja schon eben angerissen, die in
der Praxis dann liegen könnten in der Anwen-
dung, also die Eingrenzung der vergabefremden,



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 68. Sitzung
vom 17. Februar 2016

Seite 7 von 24

der strategischen Aspekte. Das ist ja unseres Er-
achtens tragbar vorgenommen worden. Es gibt
weitere Herausforderungen für den Mittelstand,
zum Beispiel der Übergang zu elektronischen Ver-
fahren. Das wird ein großer Schritt. Da müssen
wir alle Unternehmen mitnehmen. Das kann Effi-
zienzgewinne bringen, aber nur, wenn wir wirk-
lich bis 2017/2018 alle dabei haben. Sonst kop-
peln sich bestimmte Branchen, bestimmte Gebiete
ab. Deshalb ist es genau richtig gewesen, dass die
Vergabeverordnung auch die möglichen Über-
gangsfristen der EU übernommen hat. Also - das
noch mal ganz klar gesagt: In dieser Zeit müssen
wir auch einiges an Voraussetzungen schaffen,
auch gemeinsam, die kleinen Vergabestellen, die
kleinen Betriebe. Problematisch fanden wir die
Diskussion zur Europäischen Einheitlichen Eigen-
erklärung. Das ist eigentlich ein tolles Instrument,
um etwas zu vereinfachen. Aber unseres Erach-
tens hätte die Kommission das beinahe kaputt ge-
macht durch ein völlig überzogenes langes Formu-
lar und durch die Vorgabe, das verbindlich ma-
chen zu wollen. Wir unterstützen die Bundesre-
gierung in ihrem Bestreben, der Kommission auch
da nicht zu folgen, sondern die Eigenerklärung
eben als eine Option der Bieter anzusehen. Da hät-
ten wir uns doch eine etwas klarere Formulierung
auch in der VgV gewünscht, wie es auch in der
VOB/A ist, die Gleichwertigkeit von Präqualifizie-
rung, Eigenerklärung und Einzelnachweisen noch
etwas klarer zu stellen. Eine kleine Sorge will ich
noch erwähnen. Neu hinzugekommen ist gegen-
über dem Regierungsentwurf der Verweis in § 12
Abs. 2 auf Building Information Modeling, der
auch für die Architekten von Bedeutung ist. Ganz
großes Thema, das wird uns auch voranbringen.
Bloß, da müssen wir aufpassen, wie schnell wir
da vorangehen. Das ist ein sehr komplexes Sys-
tem, theoretisch anwendbar ab April. Obwohl wir
eigentlich für andere elektronische Verfahren
Übergangszeiten bis 2017/2018 haben. Hier ist
auch noch einmal zu überlegen, ob wir da zumin-
dest in die Begründung formulieren, dass die An-
gemessenheit selbst bei Pilotprojekten nochmals
geprüft werden muss, ob der Markt dafür bereit
ist, ob genug Unternehmen das können, ob die Ka-
pazitäten bei den Betrieben vorliegen. Heute ist es
noch nicht so. Alle sind sehr interessiert daran,
bereiten sich darauf vor. Aber dieser große Schritt,
der bei Großprojekten im Bau ganz wichtig sein
wird. Da müssen wir möglichst viele mitnehmen.

Der Vorsitzende: Ergänzend, Herr Dr. Rippert.

SV Dr. Erich Rippert (AHO): Ja, gut, also noch-
mals Herr Vorsitzender, Frau Lanzinger, meine
Damen und Herren! Die vorgelegte Vergabeverord-
nung halten wir, die Architekten und Ingenieure,
durchaus für geeignet, den kleinen und mittel-
ständischen Betrieb aufrecht zu erhalten. Sie müs-
sen davon ausgehen, circa 80 Prozent der Archi-
tekturbüros sind kleiner als fünf Personen. Und
damit muss ich dann auch eine solche Regelung,
die ja dann in der Handhabung auch sehr viel
Aufwand bedeutet für solch kleine Büros, ein
bisschen spiegeln. Das heißt, der Aufwand, den
ich betreibe, muss dann auch irgendwann mit ent-
sprechenden Auftragserteilungen wieder zurück-
kommen. Und da gibt es zwei drei Punkte, wo
man - denke ich - noch kleine Stellschrauben hat,
wo man gerade für die kleinen Büros noch einiges
tun könnte. Ich möchte erwähnen, die Auftrags-
wertberechnung war ja im Vorfeld große Diskus-
sion. Jetzt steht auch sehr Vernünftiges drin mit
gleichartiger Leistung, jedoch in der Begründung
des § 3 Abs. 7 wird darauf abgehoben auf einen
unbestimmten und auslegungsfähigen Begriff, der
wirtschaftlichen und technischen Funktion der
Leistungen. Das kann alles und nichts sein. Also
hier sollte man meiner Meinung nach eindeutiger
in der Begründung dazu formulieren. Planungs-
leistungen sind gleichartig, wenn sie nur einem
Fachgebiet, zum Beispiel der Objektplanung Ge-
bäude zugeordnet werden können. Das ist eine
eindeutige Aussage, die auch nachher kein Streit-
potential mit sich bringt. Dann möchte ich damit
aufhören. Es gibt noch zwei, drei weitere Punkte.
Die kommen vielleicht noch dran. Dankeschön.

Der Vorsitzende: Jetzt fragt Kollege Held.

Abg. Marcus Held (SPD): Ja, vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich habe zwei Fragen, die ich gerne
gleichmäßig stellen möchte an Frau Nassibi und
Herrn Brohm. Zum einen geht es mir um die Rege-
lung zur Unterauftragsvergabe in § 36, da würde
mich interessieren, wie Sie diese bewerten, wie
Sie dazu stehen. Und zum anderen das alte
Thema der Kriterien, die wir ja lange und intensiv
diskutiert haben und weiterhin diskutieren. Diese
Kriterien finden sich als Regelung ja nicht nur im
Gesetz, sondern auch jetzt in der Verordnung, ins-



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 68. Sitzung
vom 17. Februar 2016

Seite 8 von 24

besondere beim Zuschlag in § 58. Hier ist ja vorge-
sehen, dass auf das wirtschaftlichste Angebot ver-
wiesen wird in Bezug auf das Preis-Leistungs-Ver-
hältnis und auch auf qualitative umweltbezogene
und eben soziale Kriterien. Frage an Sie beide. Se-
hen Sie diesen Vergleich zum Status quo als Fort-
schritt? Und was erwarten Sie in Bezug auf die
Auswirkungen in der Praxis?

Der Vorsitzende Frau Dr. Nassibi.

SVe Dr. Ghazaleh Nassibi (DGB): Ja, sehr geehrter
Herr Held, vielen Dank für die Frage. Natürlich
begrüßen wir grundsätzlich erst einmal die Auf-
nahme von Regelungen zur Subvergabe in das ge-
samte Regelungswerk. Ich möchte aber eben, wie
auch bei den ungewöhnlich niedrigen Angeboten,
hier noch einmal unsere Kritik erneuern, dass das
eigentlich hätte ins Gesetz Eingang finden müs-
sen. Bei den Subunternehmerregelungen hat das
noch mal eine besondere Qualität, weil im Prinzip
eigentlich eine angemessene Umsetzung der Vor-
gaben der Vergaberichtlinien in diesem Bereich
unserer Ansicht nach nur über eine entsprechend
Platzierung im Gesetz hätte stattfinden können.
Aber trotzdem sind wir natürlich froh, dass es zu-
mindest in die VgV Eingang gefunden hat. Inso-
fern begrüßen wir das. Allerdings muss ich da ein
paar Einschränkungen machen, soweit sich die
Umsetzung an den Vorgaben von Artikel 71
Vergaberichtlinie orientiert. Zum einen gibt es da
eine Frage und zwar die Regelungen der Sub-
vergabe bei Dienstleistungsaufträgen. Da haben
wir noch ein Problem mit der Regelung in § 36
Abs. 3 VgV. Nämlich, dass sie nur auf Dienstleis-
tungen bezogen ist, die in einer Einrichtung des
öffentlichen Auftraggebers unter dessen direkter
Aufsicht zu erbringen sind. Das ist unserer An-
sicht nach nicht an dem orientiert, was die Richt-
linie vorgibt. Wir finden, die Regelung hätte ei-
gentlich auf alle Arten der Dienstleistungsaufträge
erstreckt werden müssen. Die entsprechenden
Möglichkeiten in den Vergaberichtlinien werden
hier nicht ausgenutzt. Und insofern bleiben wir
hinter den europarechtlich zulässigen Möglichkei-
ten zurück. Unverständlich ist auch ein weiterer
Punkt, nämlich warum der Auftraggeber nur dann
Unternehmen auffordern kann, diese Unterauf-
tragnehmer zu benennen, wenn dies zumutbar ist.
Das ist ein Kriterium, das lässt sich nicht aus der

Richtlinie ableiten, das können wir nicht nach-
vollziehen. Darüber hinaus gibt es noch zwei
Punkte, wo der DGB noch weiter gehende Forde-
rungen hat. Und zwar fänden wir es angemessen,
wenn der Auftraggeber einer Unterauftragsvergabe
und auch einem Wechsel von Unterauftragneh-
mern im Einzelfall zustimmen muss, damit da
auch wirklich eine Kontrolle stattfinden kann,
was da passiert. Und wir denken, es wäre auch
sinnvoll, die Anzahl der Glieder einer Sub-Sub-
Sub-Sub-Vergabe zu begrenzen auf eine bestimmte
Anzahl. Wir denken, dass, wenn öffentliche Auf-
träge so viele hintereinander geschaltete Unterauf-
tragsvergaben erforderlich machen, dann ist irgen-
detwas nicht in Ordnung. Meistens führt das zu
rechtswidrigen Praktiken, vor allem am unteren
Ende der Kette. Und das geht in der Regel zu Las-
ten von den Beschäftigten und dient eigentlich
nur dazu, den Unternehmen ganz oben, im Prin-
zip sich aus der Verantwortung zu ziehen und
auch sich straffrei zu bereichern. Und es gibt Mo-
delle in Europa, die die Subvergabe begrenzen.
Beispielsweise in Spanien sind die Subvergaben
auf vier Glieder begrenzt. Und wir denken, dass so
ein Modell in Deutschland machbar wäre. Ein
letzter Punkt: Bei den sozialen Dienstleistungen
sollte man auch die Möglichkeit eröffnen, den
Auftraggebern Subvergaben eigentlich gänzlich zu
unterbinden, denn da haben wir eine Besonder-
heit, dass da ein unmittelbarer Einblick in die
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der Anbie-
ter erforderlich ist. Das ist eigentlich nicht mehr
gewährleistet durch eine Weitergabe an die Sub-
unternehmer. Vielen Dank. Ach so, da war noch
eine zweite Frage – aber ich weiß nicht, sind wir
durch mit der Zeit?

Der Vorsitzende: Na ja, eigentlich hätte Herr Dr.
Brohm jetzt noch zehn Sekunden. Dann geht die
Frage an Kollegin Krellmann.

Abge. Jutta Krellmann (DIE LINKE.): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Meine Fragen gehen an Herrn
Werner Hesse. Sind die Besonderheiten des sozi-
alrechtlichen Dreiecksverhältnisses adäquat in der
Verordnung berücksichtigt? Wo bedarf es aus Ih-
rer Sicht noch möglicher Änderungen? Ist die zu
erbringende Leistungsqualität bei der Vergabe so-
zialer Dienstleistungen aus Ihrer Sicht ausrei-
chend in der Verordnung berücksichtigt?
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Der Vorsitzende: Die Frage ging an Herrn Hesse.

SV Werner Hesse (Deutscher Paritätischer Ge-
samtverband e.V.): Herr Vorsitzender, Frau Krell-
mann, meine Damen und Herren. Ich nutze die
Gelegenheit, um kurz zu sagen, dass ich hier nicht
nur das Vergnügen habe, für den Paritätischen
Wohlfahrtsverband zu sitzen, sondern auch das
Mandat der Freien Wohlfahrtspflege insgesamt
mitbringe. Frau Krellmann, zu Ihren Fragen: Das
sozialrechtliche Dreiecksverhältnis hat uns ja in
der Diskussion sehr intensiv beschäftigt. Erfreuli-
cherweise wird in der Begründung zu § 1 der Ver-
ordnung nochmal klargestellt, dass das sozialhil-
ferechtliche Dreiecksverhältnis kein Auftragsver-
hältnis ist und dass das sozialrechtliche Dreiecks-
verhältnis meistens keines ist. Das ist nicht ganz
richtig, weil die Sozialrechtler ein ganz klares
Bild vom sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis ha-
ben. Das ist nämlich immer dann gegeben, wenn
keine Selektion von Auftragnehmern stattfindet.
Die Beispiele, die hier dann gebracht werden, wo
im Sozialrecht eben doch Auftragsverhältnisse da
sind, da findet Selektion statt. Zum Beispiel bei
der Bundesagentur für Arbeit, die unter verschie-
denen Angeboten eines auswählt, das heißt, einer
kriegt den Zuschlag und drei oder vier bekommen
ihn nicht. Das sind eben keine Dreiecksverhält-
nisse. Wir sind nach wie vor der Auffassung, es
müsste eigentlich im GWB - aber der Zug ist jetzt
zumindest abgefahren - in § 1 oder in § 64 der
Vergabeverordnung nochmal klargestellt werden,
dass Versorgungsverträge und Leistungsvereinba-
rungen im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis
nicht dem Auftragsrecht unterliegen. Das ist uns
einfach deswegen wichtig, weil es immer wieder
ordnungspolitisch interessierte Kreise gibt, die sa-
gen, guckt mal da, bei Euch muss doch Vergabe-
recht angewendet werden. Zu dem Thema Quali-
tät. Dazu hat Herr Keck ja schon gesagt, dass die
Ausweitung, die jetzt nochmal vorgenommen
worden ist vom Referentenentwurf zum Regie-
rungsentwurf im § 65 bei den sozialen Dienstleis-
tungen, eben auch die Nachfragerperspektive
nochmal deutlicher zum Ausdruck zu bringen,
dass dies ein wichtiger Schritt war. Uns reicht das
eigentlich nicht. Es muss auch die Nutzerperspek-
tive mit zu den Qualitätskriterien genommen wer-
den. Das sieht die EU-Richtlinie auch in Artikel
76 Absatz 2 vor. Es ist nicht nur die Nutzerper-
spektive, sondern noch ein paar weitere Kriterien.

Eigentlich wäre es angezeigt, diesen Artikel 76
Absatz 2 der EU-Verordnung komplett zum § 65
in die deutsche Verordnung mit zu übernehmen.
Leider ist dieses Thema nur in der Begründung zu
§ 64 der Verordnung angesprochen. Immerhin.
Aber besser ist es natürlich immer, solche Dinge
im Text festzuhalten. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Und nun Kollegin
Dröge.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ganz herzlichen Dank. Ich hätte eine Frage
an Frau Evermann. Es geht um das Thema Nach-
weisführung von Gütezeichen. Inwieweit bewer-
ten Sie hier die Regelung des § 34 der Vergabever-
ordnung als geeignet, besonders mit Blick auf die
Einhaltung ökologischer und sozialer Standards?

Der Vorsitzende: Die Frage geht an Frau Ever-
mann, bitteschön.

SVe Annelie Evermann (WEED): Vielen Dank. Bei
§ 34, dem Gütezeichen, geht es ja um eine der
ganz zentralen Kontrollfragen, deren Bedeutung
wir, als wir hier das GWB besprochen haben, auch
schon betont haben. Denn, um es grundsätzlich zu
sagen, warum wir hier auch so pingelig sind, was
die Regelung angeht. Papier ist geduldig. Und
wenn ich nur Eigenerklärungen abgebe, dass ich
soziale oder ökologische Standards einhalte, dann
sind sie dadurch noch nicht eingehalten. Deswe-
gen ist die Kontrolle so wichtig. Gütezeichen sind
eines der Mittel, die für alle Vergabestellen, mit
denen wir sprechen, ein ganz wichtiges und zent-
rales ist. Insofern ist es natürlich wichtig und gut,
dass die Aufnahme der Gütezeichen entsprechend
der EU-Richtlinie auch in die deutsche Vergabe-
verordnung aufgenommen worden ist. Was wir als
schwierig ansehen, ist, dass Gütezeichen zwar
verwendet werden können, das steht ja auch aus-
drücklich im § 34 VgV. Es müssen aber, das ist
auch von der EU-Vorgabe vorgesehen, gleichwer-
tige Gütezeichen oder Nachweise anerkannt wer-
den. Das Problem aus der Vergabepraxis ist tat-
sächlich, wenn ich ein bestimmtes Gütezeichen
verlange, weil ich weiß, dass dieses den Kriterien
entspricht, weil ich weiß, dass dieses eine hohe
Qualität hat, sagen wir Blauer Engel oder TCO cer-
tified, dann werden die Vergabestellen oft mit ei-
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ner Fülle anderer Gütezeichen oder irgendwel-
chen Stempeln oder ähnlichem von den Bietern
konfrontiert, die sie nicht nachprüfen können, ob
diese eine Gleichwertigkeit haben mit dem guten
und anerkannten Gütezeichen, das sie gefordert
haben. Aus diesem Grund ist uns ganz wichtig
und wurde eigentlich auch immer als eine wich-
tige Neuerung angesehen, dass der Verwender ei-
nes anderen Gütezeichens nachweisen muss, dass
es sich hier um ein gleichwertiges handelt und
nicht um irgendeines, das eben nicht diese Quali-
tät hat. In der EU-Richtlinie ist diese Vorgabe
auch vorgesehen. Dort steht, dass die Verwender
eines anderen Gütezeichens dies letztlich nach-
weisen müssen. Das würden wir uns sehr wün-
schen, dass das auch deutlicher in § 34 der Verga-
beverordnung aufgenommen wird. Ein anderer
Punkt ist noch der, der auch aus der Praxis
kommt. Die EU-Regelung sieht noch vor, dass,
wenn es Gütezeichen gibt, die nicht nur bei ihren
Kriterien einen Auftragsbezug haben, sondern
auch noch andere habe. Es gibt Gütezeichen, die
auch allgemeine Anforderungen an Unternehmen
stellen, um sich sozial oder umweltbezogen zu
verhalten. Es ist klar, diese können im Vergabe-
recht nicht gefordert werden, weil sie eben keinen
Produktbezug haben. Aber trotzdem haben diese
Gütezeichen auch Kriterien darin, die diesen Auf-
tragsbezug haben. Die Klarstellung, die in Absatz
2 der Richtlinie enthalten ist, ist, dass ich trotz-
dem dieses Gütezeichen verwenden kann. Diese
fehlt vollständig in § 34. Eine letzte Kleinigkeit
noch, die für die Rechtsanwendung wichtig sein
kann, ist, dass in § 34 Absatz 1 nur steht: „Die
Vorlage von Gütezeichen kann verlangt werden.“
Es wäre hier wichtig, so kenne ich es zumindest
von der Rechtsanwendung, dass wir dort von be-
stimmten Gütezeichen sprechen, damit klarge-
stellt wird, dass dies nun möglich ist und wir hier
einen Paradigmenwechsel haben. Dankeschön.

Der Vorsitzende: Jetzt Kollegin Frau Gundelach.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Herzli-
chen Dank Herr Vorsitzender. Öffentliche Verga-
ben sind ja immer mit einem gewissen Maß an Bü-
rokratie verbunden. Sowohl bei denjenigen, die
sie vergeben, als auch bei denjenigen, die den
Auftrag letztendlich haben wollen. Wir haben
jetzt mit diesem Feld nur die oberschwellige

Vergabe geregelt. Aber die meisten Vergaben fin-
den im unterschwelligen Bereich statt. Das heißt,
das vergeben die Länder, und vor allem, die Kom-
munen vergeben sehr viel. Deswegen würde mich
zunächst die ganz allgemeine Frage interessieren.
Kann das neue Recht aus Ihrer Sicht, ich meine
Gesetz und Verordnung zusammen, im Sinne ei-
ner Vorbildwirkung des Bundes zu einer stärkeren
Vereinheitlichung der vergaberechtlichen Rege-
lungen in Bund und Ländern beitragen. Würden
Sie eine solche Vereinheitlichung aus Ihrer Sicht
befürworten? Oder sind Sie der Auffassung , dass
wir mit diesen getrennten Schienen, die wir da
fahren, sozusagen ganz gut fahren in der Bundes-
republik?

Der Vorsitzende: Herr Dr. Brohm und dann Frau
Mundt.

SV Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Frau
Gundelach. Das ist natürlich eine der spannends-
ten Fragen, die sich jetzt stellt. Was passiert ei-
gentlich mit den unterschwelligen Vergaben? Wir
sind der Auffassung, dass im Haushaltsvergabe-
recht - insofern ist es Regelungskompetenz der
Länder - zumindest die Flexibilisierungen, die wir
im Oberschwellenbereich jetzt durch die europäi-
schen Vorgaben erreicht haben, auch im Unter-
schwellenbereich gelten müssen. Wir würden des-
wegen aber nicht unbedingt für eine 1:1-Über-
nahme der Vorgaben aus dem Oberschwellenbe-
reich in den Unterschwellenbereich plädieren:
Das Oberschwellenrecht ist in seiner Förmlichkeit
stärker ausgeprägt. Das müsste man für das Haus-
haltsvergaberecht nicht alles übernehmen, son-
dern kann dieses deutlich schlanker halten. Aber
die Verfahrensflexibilisierungen, also insbeson-
dere auch die Wahl des offenen oder des nicht of-
fenen Verfahrens, sollten in den Unterschwellen-
bereich mit übernommen werden.

Der Vorsitzende: Ergänzend Frau Mundt, bitte-
schön.

SVe Anja Mundt (BDI): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender, Frau Dr. Gundelach, sehr geehrte Damen
und Herren. Die Frage, ob die Bundesregelung
vielleicht zu einer Vorbildwirkung für die verga-
berechtlichen Regelungen in den Ländern beitra-
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gen kann, das wäre aus unserer Sicht sehr wün-
schenswert. Sie wissen ja, dass wir uns seit jeher
gegen die Zersplitterung des Vergaberechts durch
die Landesvergabegesetzte eingesetzt haben. Es
wäre auch machbar, wenn die Bundesländer eine
einheitliche Regelung unterstützen würden. Aber
unsere bisherigen Erfahrungen zeigen eigentlich
in eine andere Richtung. Es gab immer mehr Lan-
desvergabegesetze mit immer mehr Vorschriften,
mit immer mehr unterschiedlichen Vorschriften
auch. Deswegen glauben wir allerdings nicht, dass
das aufgrund dieser bisherigen Erfahrungen pas-
sieren wird. Die Bundesländer hätten schon bis-
lang auf einheitliche Regelungen hinwirken kön-
nen, haben das aber nicht getan. Ein Beispiel ist
der vergaberechtliche Mindestlohn in den einzel-
nen Regelungen. Diese wurden beibehalten, ob-
wohl der Bund mit einem Mindestlohngesetz ei-
nen bundesweit einheitlichen Mindestlohn gere-
gelt hat. Hier gehen die Landesvergabegesetze
weiterhin in ihrer Höhe darüber hinaus. Insofern
sind unsere Hoffnungen begrenzt, aber wir lassen
uns gern eines Besseren belehren.

Der Vorsitzende: Bitte Kollegin Frau Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Vielen
Dank Herr Vorsitzender. Meine Frage geht an Frau
Mundt und Herrn Benke zu den Mindestfristen,
die ja auch in der Vergabeordnung verwendet
werden, in den §§ 15 bis 20 und 38. Wie beurtei-
len Sie die Möglichkeiten, die Mindestfristen für
die Teilnahmeanträge und die Einreichung von
Angeboten zu verkürzen? Ist das grundsätzlich
sinnvoll? Wie beurteilen Sie in diesem Zusam-
menhang die Generalklausel des § 20, dass bei der
Festlegung der Fristen für den Eingang der Ange-
bote und der Teilnahmeanträge die Komplexität
der Leistung und die Zeit für die Ausarbeitung der
Angebote angemessen zu berücksichtigen sind?

Der Vorsitzende: Danke, zunächst Frau Mundt.

SVe Anja Mundt (BDI): Vielen Dank. Die Verkür-
zung der Mindestfristen für die Einreichung von
Angeboten und Teilnahmeanträgen beurteilen alle
betroffenen Branchen im BDI nach wie vor sehr
kritisch. Das hat zwei Gründe: Wir haben an der
Stelle zunächst ein tatsächliches Problem, näm-
lich dass die Auftraggeber Mindestfristen zumeist
als Regelfristen betrachten und nicht im Einzelfall

prüfen, ob gegebenenfalls längere Fristen erforder-
lich sind. Wir haben jetzt gehört, es gibt immer
mehr Anforderungen an das Vergaberecht. Diese
in immer kürzeren Fristen zu erfüllen, fällt regel-
mäßig schwer. Zudem haben die Unternehmen
branchenübergreifend berichtet, dass bereits die
derzeit gültigen Mindestfristen als zu knapp be-
messen angesehen werden, und dass die Angebote
innerhalb dieser Zeit nur schwerlich mit der gebo-
tenen Sorgfalt erledigt und vorbereitet werden
können. Eine weitere Mindestfristverkürzung mag
zwar vordergründig auch für die Auftraggeber Er-
leichterung bringen. Aber wir sehen das auch mit
der Möglichkeit erheblicher Nachteile verbunden,
wenn eben Angebote nicht mehr mit der nötigen
Sorgfalt vorbereitet werden können, deswegen
fehlerhaft sind und eventuell dann ausgeschlos-
sen werden müssen. Wird die Bearbeitungszeit zu
knapp bemessen, dann steht auch zu befürchten,
dass sich gerade kleine und mittelständische Un-
ternehmen komplett aus dem Bereich zurückzie-
hen und sich gar nicht erst an den Ausschreibun-
gen beteiligen. Letztendlich trifft es aber nicht nur
die Unternehmen, sondern eben auch die Auftrag-
geber, wenn sie keine fehlerlosen Angebote mehr
bekommen. Dann können Aufträge und Investitio-
nen nicht realisiert werden. Wir hatten daher ge-
fordert, dass die derzeit geltenden Mindestfristen
beibehalten werden. Allenfalls beim Einkauf von
Standardleistungen kann man differenzieren und
sagen, eine Verkürzung der geltenden Mindestfris-
ten ist gerechtfertigt. Zusätzlich sollten Auftragge-
ber gerade mit Blick auf § 20 VgV aufgefordert
werden, längere als die derzeit geltenden Mindest-
fristen vorzusehen. Das betont die Richtlinie, die
in § 20 VgV umgesetzt wurde, indem sie sagt, Au-
genmaß bei der Festsetzung von Fristen zu halten.
Je komplizierter der Auftragsgegenstand oder je
länger die Bearbeitungsdauer ist, desto längere
Fristen sind für die Angebotsausarbeitung nötig.
Das tatsächliche Problem mit den Mindestfristen
wird nun noch durch die konkrete Ausgestaltung
der Fristenregelung in der VgV rechtlich zemen-
tiert, indem die verkürzten Mindestfristen auf die
umfangreichen Regelungen in den einzelnen Vor-
schriften der §§ 15 bis 19 und 38 VgV verteilt
sind, während sich erst im Anschluss daran diese
grundsätzliche Regelung der Angemessenheit der
Fristsetzung findet. Wir befürchten, dass diese Re-
gelung ein Übersehen des Korrektives leichter
macht. Um der Bedeutung des Regelungsinhalts
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des § 20 als angemessene Fristsetzung gerecht zu
werden, müsste zumindest die erforderliche Nähe
dadurch hergestellt werden, dass in den einzelnen
Regelungen der §§ 15 bis 19 VgV auf den § 20 ver-
wiesen wird. Aus unserer Sicht wäre es auch gut
gewesen, die Fristen, wie bisher in der VOL, in ei-
nem Paragraphen zu belassen mit dem Obersatz
des Grundsatzes der angemessenen Fristsetzung
und danach den einzelnen Fristsetzungen. Das
dürfte auch im Rahmen der Rechtssicherheit mög-
lich sein oder auch mehr Rechtssicherheit herstel-
len, denn letztendlich, wenn die Mindestfristen
nicht eingehalten werden oder zu kurz bemessen
sind, ist das rechtsschutzbewehrt.

Der Vorsitzende: Jetzt war eigentlich noch Herr
Dr. Benke gefragt, aber Sie haben dazu noch Gele-
genheit. Jetzt geht die nächst Frage an den Kolle-
gen Held.

Abg. Marcus Held (SPD): Herr Dr. Brohm, jetzt
hatten Sie lange genug Zeit zum Nachdenken, Sie
kennen ja die Frage schon. Ich kann sie gern trotz-
dem nochmal wiederholen, aber Sie haben eifrig
mitgeschrieben, und ich freue mich jetzt auf Ihre
Antwort.

Der Vorsitzende: Bitteschön, Herr Dr. Brohm.

SV Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Zu § 36 teile ich die kritische Anmerkung, die
Frau Dr. Nassibi auch schon geäußert hatte. § 36
nimmt bei der Benennung von Unterauftragneh-
mern eine Einschränkung vor. Im Referentenent-
wurf hieß sie ursprünglich „falls bekannt“, jetzt
heißt es „falls zumutbar“. Das scheint uns eine Er-
weiterung dieser Einwendung zu sein. Zumutbar-
keit ist mehr als der Einwand „nicht bekannt“. Da-
für sehen wir aber keine Notwendigkeit. Wir wür-
den dafür plädieren, dass man zu der alten Ein-
schränkung „falls bekannt“ zurückkehrt und wei-
sen zudem darauf hin, dass im Artikel 71 Absatz 1
der Auftragsvergaberichtlinie keinerlei solche Ein-
schränkung vorhanden ist. Man kann die Ein-
schränkung „falls bekannt“ noch damit rechtferti-
gen, dass man zu dem Zeitpunkt der Angebotsab-
gabe nichts Unmögliches verlangen kann. Aber
„falls zumutbar“ scheint uns zu weitreichend zu
sein. Zur Frage der ökologischen / sozialen Krite-
rien: Da setzt § 58 die Vorgaben aus § 127 GWB
um. Wir begrüßen, dass es sich um eine Kann-

Vorschrift handelt. Sie gestattet auch die Einbezie-
hung einer Lebenszyklusbetrachtung. Das stärkt
die Beschaffungsautonomie, das begrüßen wir.
Weitergehende Vorgaben lehnen wir aus kommu-
naler Sicht ab. Das würde über eine 1:1-Umset-
zung der Richtlinienvorgaben hinausgehen. Wir
sehen im Übrigen auch keine Notwendigkeit für
weitergehende Vorgaben. Die ganze Diskussion
um die Zulässigkeit vergabefremder Kriterien ist
Beleg dafür, dass gerade die kommunale Beschaf-
fungspraxis solche Kriterien immer schon in ihre
Vergaben einbezogen hat. Man musste sich diese
Zulässigkeit eher erkämpfen. Selbst wenn man sie
verpflichtend machen würde, wäre noch immer
die Frage, welche Kriterien das im Einzelfall sein
sollen. Das kann alles nur der jeweilige öffentliche
Auftraggeber festlegen. Deswegen ist auch die
Kann-Vorschrift richtig und angemessen.

Der Vorsitzende: Und jetzt Kollegin Frau Gunde-
lach.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Damit
ich es jetzt nicht vergesse, meine Frage richtet
sich an Herrn Rippert. Ich habe konkret eine Frage
zu dem Thema Planungswettbewerb, das sind §
14 und § 78. Da würde mich interessieren, ob aus
Ihrer Sicht die besonderen Belange der Architek-
ten und Ingenieure bei der Vergabe von Planungs-
leistungen im Rahmen von Planungswettbewer-
ben ausreichend berücksichtigt sind und ob dabei,
so wie es jetzt geregelt ist, auch junge Büros die
Chance haben, zum Zuge zu kommen. Oder ob die
Tendenz dann mehr darin geht, dass die bewähr-
ten wieder zum Zuge kommen. Und dann die er-
gänzende Frage: Soll der Planungswettbewerb
ausdrücklich als Regelfall bei der Aufgabenstel-
lung Hoch-, Städte- und Brückenbau genannt wer-
den? Und wenn ja, wieso?

Der Vorsitzende: Herr Dr. Rippert.

SV Dr. Erich Rippert (AHO): Dankeschön. Die
Planungswettbewerbe sind ja als eigenständige
Möglichkeit benannt worden, und zwar vor oder
nach einem Verhandlungsverfahren. Diese Ein-
schränkung halten wir für nicht richtig, sondern
es kann genauso gut - wie es auch bisher meist ge-
schieht - innerhalb des Verhandlungsverfahrens
stattfinden. Die VOF regelt es bisher ja in der
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Weise, dass hier auch während des Verhandlungs-
verfahrens Planungswettbewerbe durchgeführt
werden können. Also diese Einschränkung sollte
man eigentlich tunlichst vermeiden. Zum zweiten
Teil Ihrer Frage: Sind Planungswettbewerbe geeig-
net, junge und aufstrebende Büros zu fördern? Un-
bedingt, das muss man ganz klar sagen. Denn im
Zusammenhang mit den Referenzen, da kann ich
vielleicht nachher noch was dazu sagen, ist gerade
für junge Büros ein Einstieg, sich mit Qualifika-
tion, mit neuen Ideen und neuen Konzeptionen
darzustellen, eigentlich nur im Planungswettbe-
werb gegeben. Deshalb sollte der Planungswettbe-
werb in bestimmten Bereichen - Sie hatten die Be-
reiche genannt - unserer Meinung nach regelmä-
ßig vorgeschrieben werden. Das heißt, wir mei-
nen, dass für Hochbau und Städtebau sowie Land-
schaftsplanung und Freiraumplanung der Pla-
nungswettbewerb das bestgeeignete Mittel dar-
stellt, einen geeigneten Bieter zu finden. Referen-
zen sind ja auch die Möglichkeit, das Ganze zu be-
urteilen. Im § 46 Absatz 3 sind die Referenzen auf
die letzten drei Jahre begrenzt. Das ist für Bau-
maßnahmen ein deutlich zu kurzer Zeitraum, Pla-
nung mit eingeschlossen. Es soll also innerhalb
von drei Jahren eine Planung und ein fertiges Bau-
werk dastehen. Das werden Sie bei kleineren Bau-
vorhaben schaffen, bei mittleren und großen Bau-
vorhaben sicher nicht. Hier sollte man auf jeden
Fall mindestens auf fünf Jahre das Ganze erwei-
tern, damit auch entsprechende Referenzen vorge-
legt werden können. Denn die Qualität und die
Nachhaltigkeit eines Gebäudes können Sie ja erst
feststellen, wenn es dann dasteht und benutzt
wird. Hier sollte man auch darauf Rücksicht neh-
men, damit man nicht nur sagen kann: Eine
schöne Planung, sondern auch ein qualitätvolles
Gebäude haben wir damit erhalten. Dankeschön.

Der Vorsitzende: Jetzt Kollegin Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Meine Fra-
gen gehen an Herrn Dr. Benke. Vielleicht einfach
nochmal kurz zur Ergänzung, wo Sie vorhin keine
Zeit mehr hatten. Und dann noch eine konkrete
Frage: Sie hatten bei meiner ersten Frage bereits
erwähnt, die Europäische Eigenerklärung (EEE)
auch in Konkurrenz oder als Ersatz zur Präqualifi-
zierung, was es ja auch gibt. Erwähnen Sie doch
bitte nochmals, was für Sie da wichtig wäre, dass
also für die Auftraggeber grundsätzlich zusätzlich

zur EEE keine weiteren Eigenerklärungen dann
mehr gefordert werden sollten, weil sonst der Bü-
rokratieaufwand für den Bieter vielleicht unange-
messen hoch wäre. Und dann hatten Sie auch er-
wähnt, es würde auch im § 12 Absatz 2 das Buil-
ding Information Modeling (BIM) erwähnt. Das
hatten Sie vorhin auch gesagt. Da würde mich
auch Ihre Meinung dazu interessieren. Es ist ja,
soweit ich das jetzt weiß, keine zeitliche Befris-
tung vorgesehen, die auch auf keinen Fall einzu-
führen. Da würde mich Ihre Sicht der Dinge vom
Handwerk interessieren.

Der Vorsitzende: Herr Dr. Benke.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Dankeschön. Zu den
Mindestfristen möchte ich jetzt nicht großartig er-
gänzen. Die Prüfung der Angemessenheit könnte
man klarer darstellen. Zum BIM, der § 12 Absatz 2
ist neu gegenüber dem Referentenentwurf, dass
die Vergabestelle die Nutzung dieser Mittel ver-
langen kann. Es wird zwar auch von alternativen
Zugängen gesprochen. Aber wir haben das auch
mit den Experten diskutiert, die sich jetzt auch im
Bauhandwerk schon damit beschäftigen. Wir ha-
ben die Befürchtung, dass das theoretisch schon
ab April gemacht werden kann und dann nur ein
sehr kleiner Kreis von Unternehmen in der Lage
wäre, an diesen komplexen Vorhaben teilzuneh-
men. Wenn wir da falsch liegen, bitten wir auch
um Korrektur. Das ist aber das Ergebnis, das die
Prüfung bisher ergeben hat. Wir regen an, noch-
mal darüber nachzudenken, zumindest in der Be-
gründung klarzustellen, dass die Angemessenheit
zu prüfen ist, bevor so etwas verbindlich durch
eine Vergabestelle verlangt werden kann. Klar ist:
Nicht alle Vergabestellen müssen das anwenden.
Wenn eine Vergabestelle das nach Absatz 2
macht, sollte sie vorher prüfen müssen, ob das für
dieses Vorhaben angemessen ist, ob es dafür über-
haupt einen Bietermarkt geben kann. Ansonsten
ist das eine wichtige Technologie, die wir fördern
müssen. Gerade bei Großvorhaben haben wir da
erhebliche Möglichkeiten der Modernisierung und
Effizienzsteigerung. Da müssen wir bloß alle mit-
nehmen. Das wird auch bei kleineren Vorhaben
bald sein. Aber ob dieses bald, in drei Jahren oder
in zehn Jahren ist, das wissen wir nicht. Der Hin-
weis auch nochmal: Man soll sich auch nochmal
im BMVI umgucken. Da wird ein Stufenplan dis-
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kutiert, der hat andere Perspektiven, Modellpro-
jekte 2017, stärkere Verbindlichkeit 2020 für Au-
tobahnprojekte. Nur in aller Kürze zur EEE und
PQ und anderen Nachweisformen: Da gibt es ja
Diskussionen, ob das alles in der VgV ausreichend
geregelt ist. Wir haben da auch sehr intensiv
drüber nachgedacht. Wir sehen immer noch die
Möglichkeit, dass die EEE verbindlich von einzel-
nen Vergabestellen verlangt werden kann. Dem
wird teilweise widersprochen. Aber es zeigt, dass
die Regelung vielleicht nicht so klar formuliert ist,
wie sie doch sehr glasklar in der VOB/A formu-
liert ist. Dort gibt es diese verschiedenen Möglich-
keiten, und diese sind gleichrangig. Die Vergabe-
stelle muss das alles akzeptieren, und die Bieter
können sich aussuchen, soweit die jeweiligen Me-
thoden, die notwendigen Nachweise auch umfas-
sen.

Der Vorsitzende: Jetzt Kollege Barthel.

Abg. Klaus Barthel (SPD): Ich habe zwei Fragen
an Frau Dr. Nassibi. Beide Themen hatten wir
schon kurz gestreift. Und zwar einmal: Wie beur-
teilen Sie und der DGB jetzt diese Relation von
Landes- und Bundesrecht? Passt das zusammen o-
der sehen Sie da Probleme? Der zweite Punkt ist,
da war auch schon die Rede von strategischen
Zielen und dass die jetzt erstmals auch benannt
sind und eine Möglichkeit da ist, die auch zu for-
mulieren in Bezug auf die sozialen und ökologi-
schen Kriterien, auf Zertifikate. Herr Dr. Brohm
hat ja gerade darauf hingewiesen, im Regelfall ist
das ganze ja als Kann-Vorschrift formuliert. Wie
beurteilen Sie jetzt diese Umsetzung von strategi-
schen Zielen? Und kann es nicht dazu führen,
dass solche Kann-Bestimmungen dann im Grunde
zum Vergaberecht Deluxe werden für Kommunen
oder Vergeber, denen unterstellt wird, dass sie zu
viel Geld haben.

Der Vorsitzende: Frau Dr. Nassibi.

SVe Dr. Ghazaleh Nassibi (DGB): Vielen Dank,
Herr Barthel, für die Fragen. Ich würde gern mit
der zweiten Frage anfangen. Ich möchte kurz noch
einmal etwas zu dem Begriff „vergabefremde Kri-
terien“ sagen. Wir hatten das früher immer als
kleines Totschlagargument. Und damit waren im
Prinzip alle sozialen Kriterien vom Tisch. Ich

denke, dass dieser Begriff „vergabefremd“ eigent-
lich nicht mehr zeitgemäß ist in Anbetracht der
neuen EU-Vergaberichtlinien. Deswegen würde
ich mich freuen, wenn auch die Kritiker und Kri-
tikerinnen der sozialen Kriterien im Vergabewe-
sen langsam mal diese neue Begrifflichkeit der
Vergaberichtlinien übernehmen, weil „vergabe-
fremd“ gibt es eigentlich nicht mehr. Das ist Teil
des Vergaberechts geworden, insofern sollten wir
uns, glaube ich, alle bemühen, die Begrifflichkei-
ten auch anzupassen. Das war jetzt nur einmal am
Rande. Zu der Frage zu den Zuschlagskriterien:
Wir sehen das in der Tat ein bisschen anders als
Herr Dr. Brohm. Wir kritisieren gerade, dass das
eben nur freiwillig geregelt ist, beim Zuschlag -
die Möglichkeit - soziale Kriterien zu berücksich-
tigen. Das Problem ist, dass eben bei der Ermitt-
lung des besten Preis-Leistungsverhältnisses bei
der freiwilligen Berücksichtigungsmöglichkeit
nach wie vor der niedrigste Preis tatsächlich noch
möglich ist. Das ist sozusagen ein Weg. Das Prob-
lem ist aber, dass im besten Preis-Leistungsver-
hältnis eigentlich definitionsgemäß, es geht ja hier
um eine Abwägung, ein Verhältnis, zwingend so-
ziale und ökologische Kriterien Niederschlag fin-
den müssen. Und die Erfahrung in den Landesver-
gabegesetzen mit freiwilligen Regelungen zeigen
uns eigentlich, dass dort wo es freiwillig ist, dass
das dann am Ende in der Praxis keine oder kaum
Anwendung findet. Wir verstehen auch nicht, wa-
rum das so ein Problem ist, weil die EU-Vergabe-
richtlinien auch genau das ermöglichen, dass man
hier das zwingend macht. Und wir finden das
auch wichtig und erneuern deswegen auch unsere
alte Forderung, dass eben im Prinzip diese
Chance, die die Richtlinie ja bietet zur strategi-
schen Verwendung öffentlicher Mittel, dass die
auch genutzt wird. Im GWB haben wir das Prob-
lem auch schon. Eigentlich muss man das natür-
lich aneinander anpassen und beide Regelungen
entsprechend ändern. Zu Ihrer ersten Frage: das
Verhältnis Landesvergabegesetze und Bundesge-
setze. Es ist so, dass wir davon ausgehen oder
auch die Hoffnung haben, dass die Gesetze nach
wie vor nebeneinander Anwendung finden auf
Bundes- wie auch Landesebene. Wir sehen es an-
ders als der BDI, dass wir im Prinzip daran jetzt
keine Zerfaserung oder ähnliches erkennen. Die
Ermächtigungsnorm in § 129 GWB ermöglicht ja
auch den Landesgesetzen, hier weiterhin ihren
Handlungsspielraum auszuüben. Und wir hoffen
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auch, dass trotz der Formulierung, die dort zu fin-
den ist, dass das auf alle Phasen der Auftrags-
vergabe bezogen wird. Wir denken auch, dass
eben gerade auch dieser Handlungsspielraum er-
halten bleiben muss. Wir haben in den letzten Jah-
ren auf Landesebene gesehen, wie wichtig es auch
ist, dass es diesen Handlungsspielraum gibt. Die
Bundesländer haben verschiedenste Gesetze mit
unterschiedlichen Regelungen geschaffen zur Be-
rücksichtigung sozialer Kriterien. In diesem Zu-
sammenhang finden wir zum Beispiel die ILO-
Kernarbeitsnormen oder die Vergabemindestlöhne
wichtig. Wir denken auch, das zeigt auch die ak-
tuelle EuGH-Rechtsprechung zu RegioPost, die ja
den vergabespezifischen Mindestlohn in Rhein-
land-Pfalz als europarechtskonform bestätigt hat,
dass es eben wichtig ist, dass das genutzt wird.
Und wir denken, dass das auch im Interesse der
Beschäftigen ist, diesen Spielraum weiter zu er-
halten. Und noch ein letzter Satz vielleicht zu
dem Vorwurf …

Der Vorsitzende: Beim nächsten Mal. Jetzt Kolle-
gin Gundelach.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Ich
möchte noch einmal zurückkommen zur elektro-
nischen Vergabe. Meine Frage richtet sich an
Herrn Benke. Sie sind bei Ihrem Eingangsstate-
ment ja schon einmal ganz kurz am Rand darauf
eingegangen. Deswegen interessiert mich: Wie be-
urteilen Sie die Regelungen, die jetzt vorgesehen
sind in der Vergabeverordnung? Ergibt sich da aus
Ihrer Sicht eine Verbesserung der Effizienz im
Rahmen der Vergaben? Und ist es auch mittel-
standsfreundlich ausgestaltet, oder sollte da aus
Ihrer Sicht noch nachgearbeitet werden? Zu den
Übergangsfristen haben Sie, glaube ich, schon ge-
sagt, dass die sinnvoll ausgenutzt seien. Insofern
brauche ich den dritten Teil meiner Frage in diese
Richtung nicht mehr zu stellen, insofern ich Sie
da richtig verstanden habe.

Der Vorsitzende: Dr. Benke.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Zur Einführung der
elektronischen Vergabe; die ist im Wesentlichen
sinnvoll und auch notwendig. Dorthin wird der
Weg gehen. Wie vorhin schon gesagt, wir müssen
die Betriebe da mitnehmen in den Übergangszeit-
raum. Erst wenn dieser Schritt wirklich getan ist,

bringt es nach etwas Routine auch Erleichterung
im Vergabeverfahren. Wir müssen bei dem Über-
gang zu elektronischen Verfahren, nicht nur hier,
sondern auch in vielen anderen Bereichen der Ge-
sellschaft, natürlich aufpassen, dass wir nicht in
der Faszination der digitalen Welt alles damit
mögliche abfragen, sondern eben weiterhin sach-
gerecht bleiben, wie man das vielleicht auch im
Papierverfahren gemacht hat. Also darauf muss
man immer achten, das steht jetzt hier nicht in der
VgV. Aber das wird ja eine ganze Reihe von weite-
ren Normen noch darum herum geben, wie eine
XVergabe organisiert wird, wie die Zugänge orga-
nisiert werden, bis hin zur elektronischen Rech-
nungsstellung: Das steht ja auch nicht direkt im
Vergaberecht, sondern das ist eine weitere Norm,
die aus dem europäischen Recht kommt. Und da
ist es ganz wichtig bei der Ausgestaltung, auch
den Mittelstand mitzunehmen, dass wir barriere-
freie, möglichst eben kostenlose oder preisgüns-
tige Zugänge zu diesen Schnittstellen haben, um
dort die Ausgrenzung zu vermeiden.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Wenn
ich noch ergänzen darf? Sie sagten gerade, die Zu-
gänge, die die Unternehmen zu den dann entspre-
chenden Masken haben sollen, wenn ich das dann
in einen Kontext setze zu den länderunterschied-
lichen Regelungen, ist für mich eigentlich die Tat-
sache, dass wir dort gerade eher zu einer Verein-
heitlichung kommen sollten. Damit das für die
Unternehmer leicht ist, damit sie sich sozusagen
nicht wieder pro Vergabe wieder irgendwie an
völlig neue Masken oder völlig neue Auftritte ge-
wöhnen müssen. Das ist ja viel zu kompliziert, ir-
gendwann.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Das ist extrem kom-
pliziert. Jetzt müssen wir nur aufpassen, welche
Schritte wir gehen. Was wir hier diskutieren, ist
der Oberschwellenbereich der wirklich großen
Vergaben. Da sind auch andere mittelständische
Unternehmen gefragt anderer Größenordnungen.
Der Großteil der Vergaben läuft im Unterschwel-
lenbereich. Und viele werden da auch noch nicht
so weit sein. Teilweise haben sie wirklich die
technischen Möglichkeiten nicht, weil das Breit-
band einfach noch nicht im ländlichen Raum
liegt. Da müssen wir auch den Übergang schaffen,
aber eben auch in anderen Fristen. Das wird Prob-
leme geben auch für die Vergabestellen, die mit
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unterschiedlichen Fristen balancieren müssen,
das verstehe ich. Wenn wir aber im Anschluss
hieran über den Unterschwellenbereich und wei-
tere Vereinheitlichungen reden müssen, müssen
wir wirklich alle mitnehmen. Auch für die kleine-
ren Vergabestellen ist das wirklich nicht einfach.
Wir werden nicht schon 2018 eine komplette Ver-
einheitlichung haben können, obwohl das natür-
lich das Ziel ist. Die Vereinheitlichung muss erst
einmal bei den Vergaben im Oberschwellenbe-
reich erfolgen. Und da sind die Diskussionen jetzt
ganz intensiv zu führen, und da ist die Wirtschaft
möglichst intensiv miteinzubeziehen.

Der Vorsitzende: Jetzt Kollege Bartke.

Abg. Matthias Bartke (SPD): Zwei Fragen gehen
an Herrn Keck. Zum Einen – es ist ja ein Hand-
lungsspielraum geschaffen worden durch das
neue Vergaberecht, der größer ist als in der Ver-
gangenheit. Das wurde ja ausgeführt. Die Frage ist,
nutzt die BA diesen Handlungsspielraum? Und
können Sie da vielleicht ein paar Ausführungen
zu machen, wie das angedacht ist. Und das Zweite
ist, wir haben ja eben schon über die unterschied-
lichen Landesvergabegesetze gesprochen – wie be-
wertet die Bundesagentur diese divergierenden
Vorschriften, und sind Sie davon überhaupt be-
troffen?

Der Vorsitzende: Die Frage ging an Herrn Keck.

SV Herbert Keck (Zentrale der Bundesagentur für
Arbeit): Vielen Dank! Zunächst zu dem Thema
Handlungsspielräume. Sie haben das wahrschein-
lich jetzt insgesamt gesehen und gehen davon aus,
dass wir künftig die Möglichkeiten des Vergabe-
rechts flexibel anwenden. Denn die BA war be-
reits bislang, auch wenn Sie jetzt geschmunzelt
haben, darum bemüht, die Flexibilität und die
Handlungsspielräume des Vergaberechts entspre-
chend auszunutzen. Und wir begrüßen es auch,
dass das Vergaberecht jetzt insgesamt und insbe-
sondere diese Abstufung der einzelnen Vergabe-
verfahren als solches vorsieht, wenngleich wir
aber auch nicht verhehlen, dass wir gerade im Be-
reich der Arbeitsmarktdienstleistungen weiterhin
auch im Sinne von Transparenz und im Sinne von
Vergleichbarkeit und einer möglichst breiten Öff-
nung unserer Leistungen für den Markt das offene
beziehungsweise gleichrangig das nicht offene

Verfahren begrüßen und befürworten. Was die
zweite Frage anbelangt – die Bundesagentur ist
eine Bundesbehörde und bekommt Bundesmittel
und wendet damit Bundesrecht an. Das heißt,
dass wir die Landesvergabegesetze und die lan-
desrechtlichen Vorschriften eben bei unseren
Vergabeverfahren nicht als Grundlage nehmen
können.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage geht an Kolle-
gin Krellmann.

Abge. Jutta Krellmann (DIE LINKE.): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Meine erste Frage richtet sich
an Herrn Hesse von der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege und geht in die
Richtung, ob Sie die Schwellenwerte beim Wert
der Auftragsvergabe für soziale Dienstleistungen
für zielführend halten und was alternative Vor-
schläge dazu wären. Und meine zweite Frage geht
an Frau Nassibi vom DGB. Wie beurteilen Sie die
fehlenden Regelungen zur Kontrolle und Sanktio-
nen im GWB und in der Verordnung?

Der Vorsitzende: Zunächst Herr Hesse.

SV Werner Hesse (Deutscher Paritätischer Ge-
samtverband e.V.): Vielen Dank. Die Schwellen-
werte sind jetzt soweit vorgegeben, das können
wir auch in der Verordnung, denke ich, nicht
mehr verändern. Aber für den Bereich der sozia-
len Dienstleistungen muss man festhalten, dass
sehr viele unterhalb dieser erhöhten Schwelle von
750 000, über die sprechen wir ja bei sozialen
Dienstleistungen, sehr viele Auftragsvergaben da-
runter liegen. Und hier wird es natürlich erforder-
lich sein, dass wir in dem Bereich Unterschwel-
lenwert nicht zu anderen Regelungen kommen,
als wir sie jetzt im Oberschwellenwert haben. Das
hat Herr Brohm ja auch generell für das Vergabe-
recht angesprochen. Sicherlich mag es sein, dass
man an bestimmten Stellen noch größere Erleich-
terungen oder so etwas schafft, aber es darf nicht
etwas wesentlich anderes sein. Und da plädiere
ich sehr dafür, dass Sie ein Votum abgeben, dass
sich wahrscheinlich an den Bereich Finanzen
richtet. Weil ich glaube, für das Unterschwellen-
recht ist der Finanzbereich zuständig, weil da geht
es ja um das Haushaltsrecht, dass Sie an Ihre Fi-
nanzkollegen appellieren, dass man für den Un-
terschwellenbereich wirklich das übernimmt, was
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hier in einem langen Diskussionsprozess für den
Oberschwellenbereich entwickelt worden ist.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Ergänzend Frau Dr.
Nassibi.

SVe Dr. Ghazaleh Nassibi (DGB): Vielen Dank für
die Frage, Frau Krellmann. Leider fehlen im GWB
aber auch in der VgV Regelungen zu Kontrolle
und Sanktionen. Das haben wir immer kritisiert,
auch schon in Gesetzgebungsverfahren. Wir den-
ken, dass es eigentlich sehr wichtig wäre, hier ent-
sprechende Regelungen einzuführen. Wir haben
auch Formulierungsvorschläge dafür unterbreitet.
Die sind nachzulesen in unserer Stellungnahme.
Wir brauchen ein aktives Handeln der öffentli-
chen Vergabestellen im Sinne einer effektiven
Kontrolle und auch Sanktionierung von Verstößen
gegen die Vorgaben des Vergaberechts. Weil an-
sonsten im Prinzip die ganzen strategischen Ziele,
die wir dort haben, leer laufen. Es steht und fällt,
das sehen wir jetzt auch beim Mindestlohngesetz,
das ganze steht und fällt mit den Kontrollen. Und
deswegen brauchen wir Regelungen, die die Auf-
traggeber und Vergabestellen dazu verpflichten,
diese Umsetzungen der strategischen Ziele auch
so zu kontrollieren, dass wir im Prinzip wissen,
wo wird dagegen verstoßen. Deswegen fordern wir
die Einführung eines Rechts und auch einer
Pflicht der öffentlichen Auftraggeber oder gegebe-
nenfalls entsprechender Prüfstellen, die dann ein-
gerichtet werden, solche Kontrollen durchzufüh-
ren, auch den Kontrollumfang festzulegen und
entsprechende Informations- und Nachweispflich-
ten, weil wir die dann brauchen, um auf der Basis
zu kontrollieren, dass wir die dann eben auch
festgeschrieben haben. Und dann auch nicht nur
in Bezug auf die Auftragnehmer, sondern auch auf
die Subunternehmer. Man sollte dann auch das
vergaberechtliche Instrumentarium zur Sanktio-
nierung von Pflichtverstößen bundeseinheitlich
regeln – Vertragsstrafen, fristlose Kündigungsmög-
lichkeiten – ohne aber die vielfältigen Regelun-
gen, die wir auf Landesebene haben, zu gefährden.
Weil, dort gibt es durchaus auch beispielhaft gute
Regelungen in diesem Bereich. Vielen Dank!

Der Vorsitzende: Jetzt die Kollegin Dröge.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN): Ganz herzlichen Dank. Ich hätte noch ein-
mal zwei Fragen an Frau Evermann. Meine erste
Frage richtet sich auch auf das Thema Unterauf-
tragsnehmer. Ich hätte gern noch einmal Ihre Ein-
schätzung. Wie bewerten Sie die Regelung in § 36
der Vergabeverordnung hinsichtlich der Überprü-
fung von vertraglich vereinbarten Sozialarbeits-
und Umweltstandards entlang der Lieferkette?
Wie bewerten Sie dabei die Umsetzung des
Art. 71 der EU-Richtlinie, und welche Verände-
rungen müsste man aus Ihrer Sicht in der Verga-
beverordnung vornehmen? Meine zweite Frage
richtet sich auf das Thema ungewöhnlich niedrige
Angebote in § 60 der Vergabeverordnung. Wie be-
werten Sie diese Regelung?

Der Vorsitzende: Frau Evermann.

SVe Annelie Evermann (WEED): Vielen Dank für
die Fragen. Bei der Frage zu Unterauftragnehmern
und Subvergabe kann ich mich nur Frau Dr. Nas-
sibi anschließen. Es ist eine ganz wichtige Neue-
rung im EU-Recht gewesen, dass eben auch die
Unterauftragnehmer sowohl bei Dienstleistungen
als auch bei Lieferleistungen, wo wir oft sehr
komplexe Lieferketten haben, eine Regelung dazu
haben, dass dort mehr Transparenz ermöglicht
wird. Und auch ich wünsche mir, dass dort eben
die Vorgabe nicht so eingeschränkt wird für
Dienstleistungsaufträge, die in eine Einrichtung
des öffentlichen Auftraggebers und unter dessen
Aufsicht erfolgt, sondern für alle Dienstleistungs-
aufträge und auch für alle Lieferaufträge. Wir ha-
ben tatsächlich das Problem, es ging vorhin auch
um diese Frage mit Kann-Regelungen - reicht es,
wenn es einfach nur eine freiwillige Regelung ist?
Wenn es nur freiwillige Regelungen sind, wird es
oft nicht durchgeführt. Das sind Einzelkämpfer
unter öffentlichen Einkäufern, die diese Überzeu-
gung haben, und die das deswegen umsetzen,
wenn sie von den Vorgesetzten nicht ausgebremst
werden. Aber das Gros an öffentlichen Einkäufern
richtet sich danach, wenn es dort eine ver-
pflichtende Vorgabe gibt. Wenn die Ziele, die
auch in dem Gesetz und jetzt auch in der Verord-
nung stehen, dass eben ökologisch und sozial aus-
gerichtete Vergaben möglich werden sollen und
auch eben Unternehmen, die die Verantwortung
übernehmen, auch bevorzugt werden sollen bezie-
hungsweise überhaupt erst einmal gleich behan-
delt werden sollen, weil sie nicht den billigsten
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Preis immer liefern können, dann ist es eben auch
notwendig, dass man hier auch zumindest eine
Soll-Vorgabe macht und die öffentliche Einkäufe
hier daran bindet. Zu Ihrer zweiten Frage mit den
ungewöhnlich niedrigen Angeboten. Auch da
würde ich sagen, es wäre wichtig gewesen, dass
das auf gesetzlicher Ebene geregelt worden wäre.
Genauso wie die Frage zu Unterauftragnehmern,
damit das eben einen anderen Stellenwert hat und
in der Vergabepraxis auch gleich gesehen wird
und nicht erst diese sehr vielen Seiten der Verord-
nung erst einmal durchgelesen werden müssen.
Aber ansonsten begrüßen wir natürlich auf jeden
Fall, dass es aufgenommen worden ist und das
Einzige ist, dass es hier eben auch die Möglichkeit
gegeben hätte nach den Vorgaben der EU, dass
auch hier diese Regelung der Unterauftragnehmer
wieder aufgenommen worden wäre. Das ist eines
der Beispiele, das in der EU-Richtlinie explizit
auch steht. Das ist immer noch möglich, weil es
eben nur eine offene Aufzählung ist in der VgV.
Auch da hätten wir uns gewünscht, dass aufgrund
dieser Wichtigkeit der Transparenz einer Liefer-
kette das eben hier schon aufgenommen wird.
Danke.

Der Vorsitzende: Nun Kollegin Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Meine
Frage richtet sich an Herrn Dr. Benke, und wenn
noch Zeit bleibt an Frau Mundt. Die Regelung zur
Aufhebung von Vergabeverfahren differenziert
zwischen der Rechtmäßigkeit der Aufhebung und
der Wirksamkeit der Zuschlagserteilung. Und dies
bedeutet, dass der öffentliche Auftraggeber grund-
sätzlich nicht verpflichtet ist, das Vergabeverfah-
ren mit der Zuschlagserteilung abzuschließen.
Teilen Sie die Befürchtung, dass diese Regelung
ohne ein Korrektiv zum Beispiel, die allgemeinen
Grundprinzipien des Vergaberechts wie Wettbe-
werb, Gleichbehandlung und Transparenz, dazu
führen kann, dass willkürliche Aufhebungen auf-
grund angeblicher Unwirtschaftlichkeit erfolgen
und dann die Bitte in den nachfolgenden Ver-
handlungsverfahren durch zulässige Preisver-
handlungen im Preis gedrückt werden bezie-
hungsweise die Bieterrangfolge noch verändert
wird.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Dr. Benke.

SV Dr. Carsten Benke (ZDH): Bei uns war das
kein sehr großes Thema, aber ich kann diese Be-
fürchtung nachvollziehen. Die eben benannte zu-
sätzliche Bedingung, zu überprüfen, warum eine
Aufhebung erfolgt, kann ich nachvollziehen. Aus
unserer Mitgliedschaft ist das als Thema nur ein-
mal benannt worden mit dem abstrakten Hinweis,
dass die Gefahr des Missbrauchs und des Auswei-
chens im Verhandlungsverfahren besteht. Ich
weiß nicht, wie es jetzt auf Industrieseite aussieht.
Ich kann es nachvollziehen, aber nicht unterlegen
mit Hinweisen aus der Mitgliedschaft.

Der Vorsitzende: Genügend Zeit für Frau Mundt,
um zu ergänzen.

SVe Anja Mundt (BDI): Ich glaube, die muss ich
nicht ausschöpfen. Es ist so, dass gegenüber dem
Referentenentwurf schon eine Verbesserung statt-
gefunden hat im Kabinettsentwurf der VgV, dass
die Anregungen auch übernommen wurden an
dieser Stelle. Dennoch könnte man einen Satz an-
fügen, dass der Auftraggeber zur Fortsetzung des
Vergabeverfahrens verpflichtet ist, wenn er bei
fortbestehender Vergabeabsicht gegen die Grund-
prinzipien des Vergaberechts Wettbewerb, Trans-
parenz, Gleichbehandlung verstoßen hat. Denn
nur so kann eigentlich vermieden werden, dass
willkürliche Aufhebungen aufgrund angeblicher
Unwirtschaftlichkeit erfolgen und der Bieter in
den nachfolgenden Verhandlungsverfahren durch
zulässige Preisverhandlungen im Preis gedrückt
wird. Das wäre der Ansatz.

Der Vorsitzende: Jetzt Kollege Held.

Abg. Marcus Held (SPD): Ich hätte noch eine
Frage an Herrn Dr. Brohm und Frau Mundt. Für
den Fall, den wir uns ja alle nicht wünschen,
nämlich zu einem verfristeten Inkrafttreten der
Verordnung. Oder wie Sie die Situation insbeson-
dere dann einschätzen würden, was dann im Ap-
ril 2016 aus Ihrer Sicht passieren würde. Insbe-
sondere die möglicherweise drohenden Eintritte
der EU-Richtlinien und der unmittelbaren Wir-
kung - ob Sie die als Gefahr sehen, dass die dann
direkt Wirkung entfalten würden. Oder welche
Rechtsfolgen beziehungsweise auch in der Praxis
bei den Auftraggebern zu welchen Rechtsfolgen
ein verfristetes Inkrafttreten Ihrer Meinung nach
führen würde.
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Der Vorsitzende: Zunächst Herr Dr. Brohm.

SV Dr. Markus Brohm (Deutscher Landkreistag):
Vielen Dank, Herr Held. Das ist eine sehr schwie-
rige Frage. Was sicherlich klar zu beantworten
wäre, ist, dass der gerade novellierte vierte Teil
des GWB Geltung beanspruchen würde. Daneben
könnten die neuen Vergabeverordnungen aller-
dings noch nicht greifen. Die Frage ist, gelten
dann die alten? Wahrscheinlich ja. Andererseits
sind die Ermächtigungsgrundlagen für diese mit
der GWB-Novelle weggefallen. Da sehr viele Vor-
schriften aus der Vergabeverordnung in das GWB
auf Gesetzesebene hochgezogen worden sind,
müsste man jedenfalls parallel prüfen, inwieweit
die Vorschriften des neuen GWB nun die alte
Vergabeverordnung insoweit überlagern. Und man
hätte natürlich im Einzelfall auch zu prüfen, ob
einzelne Vorschriften der Vergaberichtlinien we-
gen verfristeter Umsetzungen dann nach den Vo-
raussetzungen, die der Europäische Gerichtshof
dazu formuliert hat, unmittelbare Anwendung fin-
den können. Das haben wir im Einzelnen noch
nicht durchdekliniert. Und ich würde das jetzt
auch nicht auf die Schnelle tun wollen. Eine an-
dere Frage ist, wie dramatisch es ist, wenn die
Vergabeverordnung nicht zum 18. April 2016 son-
dern z.B. erst mit einem Monat Verspätung eintre-
ten würde. Wahrscheinlich könnte man sich da
und dort auch behelfen und stellt eben dann
Vergabeverfahren so lange zurück. Aber da will
ich jetzt nicht spekulieren.

Der Vorsitzende: Und ergänzend Frau Mundt.

SVe Anja Mundt (BDI): Ich schließe mich da im
Wesentlichen den Vorreden von Herrn Brohm an.
Es ist sicherlich richtig, dass eine gewisse Rechts-
unsicherheit eintreten würde, wenn nämlich das
derzeit geltende Recht von den Richtlinien überla-
gert würde. In dem Zusammenhang ist es natür-
lich dann auch misslich, dass der Verordnungs-
entwurf relativ spät vorgelegt wurde. Aus unserer
Sicht kann und darf das aber nicht dazu führen,
dass jetzt noch sehr, sehr wichtige und vielleicht
auch ohne große Umstände mögliche Änderungen
nicht mehr vorgenommen werden. Ansonsten
kann man natürlich mit einer späten Vorlage eines
Gesetzes oder wie hier einer Verordnung auch

mögliche Änderungen verhindern und das darf ei-
gentlich im Interesse einer besseren Rechtsetzung
an der wir, glaube ich, alle hier ein Interesse ha-
ben, nicht passieren.

Der Vorsitzende: Frau Kollegin Gundelach.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Ich
habe zum Abschluss noch eine Frage, die sich wie
üblich nochmal um das Geld dreht. Diese richtet
sich an Herrn Dr. Rippert. Halten Sie die aktuelle
Regelung im Regierungsentwurf hinsichtlich der
Schätzung des Auftragswerts für zielführend, um
sicherzustellen, dass auch mittelständische Pla-
nungsbüros angemessen beteiligt werden? Gibt es
aus Ihrer Sicht mit Blick auf diese Regelung euro-
parechtskonforme Fragezeichen?

Der Vorsitzende: Herr Dr. Rippert.

SV Dr. Erich Rippert (AHO): Dankeschön. Das,
was im Verordnungstext steht, halten wir im Mo-
ment für zielführend. Es gibt noch ein Vertrags-
verletzungsverfahren, welches wahrscheinlich vor
den EuGH geht, nämlich das Schwimmbad Elze,
bei dem es genau um diese Thematik geht. Das ist
abzuwarten. Wo man noch ein bisschen Klarheit
schaffen kann, ist in der Kommentierung des § 3.
Denn hier – das hatte ich eingangs kurz angefügt –
steht ein Begriff, die „wirtschaftliche und techni-
schen Funktion“ der Leistung, die soll in dem
Auftragswert zusammengefasst werden und das
ist kein bestimmter Begriff, der ist deutungs- und
auslegungsfähig. Insofern wäre es sinnvoll, hier an
der Stelle bei der Begründung zum § 3 ganz klar
zu schreiben, Planungsleistungen sind gleichartig.
Das ist im Text so genannt, wenn sie nur einem
Fachgebiet – beispielsweise Objektplanung Ge-
bäude - zugeordnet werden können. Damit ganz
klar ist, was bedeutet gleichartige Leistung? Das
ist eine Klarstellung, die dann auch die Streitbe-
haftung nachher mit irgendwelchen Nachprüfun-
gen und solchen Dingen viel einfacher macht.
Wenn ich ein Vertragsverletzungsverfahren der
EU habe, stehe ich mit dieser Formulierung deut-
lich besser da. Den zweiten Teil, bei dem es um
das Geld geht, will ich auch noch anfügen. Das ist
die Honorierung von Planungsleistungen, die in-
nerhalb des Vergabeverfahrens abgefordert wer-
den. Innerhalb des Vergabeverfahrens steht in der
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Verordnung, dass die Planungen, die da angefer-
tigt werden, angemessen vergütet werden müssen.
Angemessen kann auch wieder vieles sein. Das ist
vieldeutig. Wir haben für Architekten und Ingeni-
eure eine eindeutig anwendbare Honorarordnung.
Dann sollte man an der Stelle zum Beispiel im
Absatz 3 schreiben: gesetzliche Gebühren und Ho-
norarordnungen sind anzuwenden, der Urheber-
rechtsschutz bleibt unberührt. Dann hat man auch
hier wieder dazu beigetragen, streitbewährte Be-
griffe, die dann auslegungsfähig werden, durch
eine klare Aussage zu ersetzen.

Der Vorsitzende: Die drittletzte Frage der gesam-
ten Anhörung geht an Herrn Kollegen Held.

Abg. Marcus Held (SPD): Ich möchte zum Ab-
schluss nochmal auf die Regelung in Bezug auf
die sozialen Dienstleistungen eingehen. Daher
habe ich eine Frage an Herrn Keck und Herrn
Hesse. Im § 130 GWB sind bereits deutliche Er-
leichterungen für die Vergabe insbesondere von
sozialen und anderen Dienstleistungen enthalten.
Darüber hinaus ermöglicht jetzt die Vergabever-
ordnung weiterhin eine Reihe von Regelungen,
die eine weitgehende Flexibilisierung ganz be-
wusst auch in diesen Bereich einführen und er-
möglichen. Deshalb würde mich Ihre Einschät-
zung interessieren, ob diese Erleichterungen aus
Ihrer Sicht für die Zukunft ausreichen, ob diese
aus Ihrer Sicht auch genutzt werden oder ob sie
gegebenenfalls sogar für den Markt und die zu er-
zielenden Preise insbesondere aus Sicht der Bun-
desagentur möglicherweise sogar für zu weitge-
hend gehalten werden.

Der Vorsitzende: Die Frage geht an Herrn Hesse.

SV Werner Hesse (Deutscher Paritätischer Ge-
samtverband e.V.): Vielen Dank. Die Erleichterun-
gen sind im Grundsatz auch in Ableitung aus der
EU-Richtlinie richtig beschrieben. Ich hatte vorhin
an anderer Stelle schon darauf hingewiesen, es
könnte das eine oder andere noch etwas deutli-
cher sein. Insbesondere die Qualitätsvorgaben aus
Art. 76 Abs. 2 der EU-Richtlinie oder hier in der
Umsetzung in dem § 65 Abs. 5 nochmal die Nut-
zerorientierung deutlicher mit anzubringen. Ich
denke, wir sind da auf einem guten Weg. Zu den
sozialen Dienstleitungen gehören für uns in erster
Linie die Arbeitsmarktdienstleistungen, aber nicht

nur. Wenn Sie beispielsweise ganz aktuell an die
Übernahme von Aufgaben der Flüchtlingsbetreu-
ung denken, die unterfallen sehr oft auch nicht
dem sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis sondern
am Ende dem Vergaberecht. Da muss man sehen,
wie dort die Kommunen insbesondere als verge-
bende Stellen diese Räume nutzen werden. Wer-
den die Spielräume auch genutzt? Herr Keck hat
vorhin in seinem Beitrag gesagt, sein Nachbar
schmunzelt. Ich schmunzele an der Stelle in der
Tat, weil wir das Problem haben, dass die Bunde-
sagentur ein sehr großer Tanker ist und Herr
Weise muss ein Interesse daran haben, dass er von
Flensburg bis Garmisch-Partenkirchen keine
schlechte Presse hat. Das führt natürlich dazu,
dass Dinge - so sehe ich das jedenfalls – sehr stark
schematisiert werden. Das ist einfach ein system-
immanenter Punkt, unter dem Flexibilisierung,
glaube ich, schwierig ist. Das ist beispielsweise
auf kommunaler Ebene leichter. So ein Sozialde-
zernent kann schon mal eher etwas wegbügeln,
was vielleicht für Herrn Weise schwierig ist. Das
ist keine rechtliche Frage, sondern das ist tatsäch-
lich eine systemimmanente Frage und da wäre ich
der Politik auch dankbar, wenn Sie die weitere
Entwicklung aufmerksam beobachten würden.
Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Jetzt erteile ich das Wort Frau
Kollegin Krellmann.

Abge. Jutta Krellmann (DIE LINKE.): Ich habe
wieder eine Frage an Frau Dr. Nassibi.

Der Vorsitzende: Ich bitte um Verzeihung. Die
fünf Minuten waren noch nicht ausgeschöpft. Das
war ein Versehen. Herr Keck bitteschön.

SV Herbert Keck (Zentrale der Bundesagentur für
Arbeit): Vielen herzlichen Dank. Dann würde ich
gerne dazu noch zwei, drei Sätze sagen. Zunächst
ist es in der Tat so, dass den Reformanliegen der
Bundesagentur in Punkto des neuen Vergabe-
rechts im weitesten Sinne Rechnung getragen
worden ist. Die Vergabe von Arbeitsmarktleistun-
gen, für die ich jetzt hier bewusst spreche, ermög-
licht uns künftig weitere Spielräume, die in der
Vergangenheit in der Form nicht so gegeben wa-
ren. Es ist bereits angeklungen, es gibt die Wahl-
freiheit der einzelnen Vergabearten, die hier stär-
ker ausgeprägt ist. Wir konnten bei dem Thema
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längere Rahmenverträge im Bereich der Arbeits-
marktdienstleistung damit für beide Seiten, für
Träger und für BA, größere Sicherheit geben. Wir
haben nicht wie im „Standardbereich“ feste Frist-
vorgaben, sondern angemessene Fristen, also ab-
weichend von den Vorschriften der VgV für den
allgemeinen Teil. Wir können auf die einheitliche
europäische Eigenerklärung verzichten, weil wir
bereits diese Eignungsthemen im Wesentlichen
über die AZAV-Zertifizierung und über eigene Er-
klärungen in dem Sinne abwickeln können, dass
eine möglichst unbürokratische Umsetzung des
Themas möglich ist. Wir können künftig die bie-
terbezogene Bewertung, die ich bereits eingangs
bei der Frage zum § 65 erwähnt und beantwortet
habe, künftig stärker mit einfließen lassen. Inso-
fern sind wir uns in der BA durchaus bewusst,
dass es für den Bereich der Arbeitsmarktdienst-
leistungen hier gewisse Erleichterungen gibt, die
wir künftig auch entsprechend nutzen wollen, die
uns sicherlich insgesamt gesehen für beide Seiten
helfen, um die Aufgabenstellung, die Integrations-
erfolge, das Einmünden von Kunden in Arbeit
und Ausbildung besser bewerkstelligen zu kön-
nen. Vielleicht ein Hinweis noch zu dem Thema
„systematisch“. Ich bitte nur eine Zahl hier nen-
nen zu dürfen. Die Bundesagentur hat jährlich im
Bereich Arbeitsmarktleistungen über 10 000 Ver-
träge, die bundesweit im Süden wie im Norden,
im Westen wie im Osten gehändelt werden müs-
sen. Natürlich ist es so, dass hier eine gewisse sys-
tematische Vorgehensweise erforderlich ist, die
sich letztlich auch dadurch ausdrückt, dass bei-
spielsweise im gesamten Bereich Arbeitsmarkt-
leistungen alle Verfahren elektronisch abgewickelt
werden. Die e-Vergabe haben wir zu 100 % einge-
führt. Hier mache ich einen Punkt. Danke.

Der Vorsitzende: Frau Kollegin Krellmann, bitte.

Abge. Jutta Krellmann (DIE LINKE.): Vielen Dank.
Frau Dr. Nassibi, Sie beschreiben in Ihrer Stel-
lungnahme, dass bei Arbeitsmarktdienstleistun-
gen ohne grenzüberschreitenden Bezug die An-
wendung von allgemeinverbindlichen Tarifverträ-
gen für die Durchführung des Auftrages festge-
schrieben werden können und machen dazu sogar
einen Formulierungsvorschlag. Meine Frage lau-
tet: Wieso ist das überhaupt notwendig? Eigent-
lich sollte doch insgesamt die Allgemeinverbind-
lichkeit schon gestärkt worden sein. Warum

müsste jetzt möglicherweise so eine Regelung mit
aufgenommen werden? Die zweite Frage geht
nochmal an Herrn Hesse von der Bundesarbeitsge-
meinschaft der freien Wohlfahrtspflege. Sie be-
schreiben auch in Ihrer schriftlichen Stellung-
nahme, dass der Katalog im Grunde mindestens
um die Nutzerperspektive ergänzt werden müsste
und machen da ebenfalls einen Formulierungsvor-
schlag. Vielleicht können Sie das bitte näher er-
läutern.

Der Vorsitzende: Das Wort hat Frau Dr. Nassibi.

SVe Dr. Ghazeleh Nassibi (DGB): Vielen Dank,
Frau Krellmann. In der Tat hatten wir beim GWB
im Rahmen des § 128 immer die Diskussion bei
den allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträ-
gen, der diese eingrenzt, auf solche mit Wirkung
des Entsendegesetzes. Nur diese haben eine inter-
national zwingende Wirkung. Wir hatten da schon
immer die Debatte, dass es ja auch Tarifverträge
gibt, die nach Tarifvertragsgesetz für allgemein-
verbindlich erklärt wurden. Die haben keine inter-
national zwingende Wirkung. Diese können dann
nicht über § 128 Abs. 1 bei der Auftragsausfüh-
rung zugrunde gelegt werden. Die Debatte, die da-
hinter steckt, ist, inwieweit kann man bei grenz-
überschreitenden Sachverhalten solche Tarifver-
träge, die nach TVG allgemeinverbindlich sind,
für anwendbar erklären? Es gibt da einen Mei-
nungsstreit in der juristischen Literatur und
Rechtsprechung. Die herrschende Ansicht – auch
wenn ich das selber anders sehe – ist nun einmal,
dass das europarechtlich und auch international
zwingend sein muss und das sind eben nur solche
Tarifverträge nach Entsendegesetz. Das war jetzt
quasi die Vorerläuterung. Deswegen haben wir
aber bei den Arbeitsmarktdienstleistungen, die in
der Regel nicht grenzüberschreitend sind, die For-
derung erhoben, dass man hier zumindest die all-
gemeinverbindlich erklärten Tarifverträge nach
TVG für anwendbar erklärt. Das ist nicht unwich-
tig, weil wir damit auch im Prinzip die Tarifpar-
teien ermutigen, sich in diesem Bereich stärker zu
betätigen und möglicherweise auch verstärkt Ta-
rifverträge abzuschließen, die man dann über die
Vergabe einbinden kann. Das ist im Bereich der
Weiterbildung durchaus wichtig. Da haben wir
auch Dumpingproblematik, Preisdumping und
Lohndrückerei. Sie wissen alle, das sind häufig
Honorarkräfte, die mehrere Aufträge brauchen,
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um davon überhaupt überleben zu können. Des-
wegen denken wir, dass es bei den Arbeitsmarkt-
dienstleistungen ohne grenzüberschreitenden Be-
zug diese Möglichkeit geben sollte und bedauern
es sehr, dass davon kein Gebraucht gemacht
wurde. Das ist vielleicht ein kleiner Nebenaspekt,
aber für die Beschäftigten in diesen Bereichen
durchaus wichtig. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Herr Hesse.

SV Werner Hesse (Deutscher Paritätischer Ge-
samtverband e.V.): Ihre Frage bezieht sich im
Grunde auf § 65 Abs. 5 des Entwurfs. Ich hatte
vorhin schon den Bezug zu Art. 76 Abs. 2 der EU-
Richtlinie hergestellt. Ich will dann die Gelegen-
heit Ihrer Nachfrage nutzen, einen Satz daraus zu
zitieren, der als Anforderung von der EU kommt,
nämlich „den spezifischen Bedürfnissen verschie-
dener Nutzerkategorien, einschließlich benachtei-
ligter und schutzbedürftiger Gruppen, der Einbe-
ziehung und Ermächtigung der Nutzer und dem
Aspekt der Innovation Rechnung tragen können“.
Ermächtigung der Nutzer, wir nennen das „em-
powerment“ „owerment“. Uns wäre wichtig, dass
dieser Gesichtspunkt in § 65 Abs. 5 Ziffer 4 mit
aufgenommen wird. Hier ist die Nutzerzufrieden-
heit sozusagen des Auftraggebers – in unserem
Fall meistens der BA – einbezogen. Wir hätten
aber gerne auch noch die Nutzerbewertung der
Maßnahmeteilnehmer berücksichtigt, wie das in
vielen Evaluierungsverfahren und Qualitätsma-
nagementverfahren eine ganz selbstverständliche
Rolle spielt. Wir finden, dass das nötig wäre, als
weiteren Aspekt als Auswahlkriterium bei Ar-
beitsmarktdienstleistungen mit einzuführen. Vie-
len Dank.

Der Vorsitzende: Nun abschließend Frau Kollegin
Dröge.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. Meine letzte Frage richtet sich
noch einmal an Frau Evermann. Ich möchte Sie
fragen, wie Sie die Umsetzung der Vorgaben zur
Leistungsbeschreibung in der Vergabeverordnung
bewerten, insbesondere mit Blick auf die Gewich-
tung sozialer- und umweltbezogener Aspekte?
Wie halten Sie das Konzept der Lebenszykluskos-
ten für berücksichtigt?

Der Vorsitzende: Frau Evermann.

SVe Annelie Evermann (WEED): Dankeschön. Bei
der Leistungsbeschreibung ist es so, dass dies
letztendlich auf der gesetzlichen Ebene geregelt
worden ist. Wir haben hier auch wieder den Fall,
dass die sozialen und ökologischen Kriterien eben
nicht genügend als verpflichtend vorgegeben wor-
den sind. Da wiederhole ich mich. Nach unserer
Erfahrung ist es so, dass die Unternehmen, die
ökologische oder soziale Kriterien einhalten, die
den Beschäftigten vernünftige Löhne zahlen, die
denTariflohn einhalten, die vielleicht auch um-
weltinnovative Regelungen in ihrer Produktion
durchführen, dass die den Zuschlag meistens
nicht bei den öffentlichen Aufträgen erhalten. Ge-
rade deswegen ist es wichtig, dass schon auf der
gesetzlichen Ebene klargestellt ist, dass dieses für
die öffentlichen Einkäufer eine Vorgabe ist und
nicht abhängig gemacht wird von den Einzelper-
sonen und dass das gesetzlich vorgegeben ist.
Grundsätzlich wäre eben gegen freiwillige Rege-
lungen oder welche, bei denen nur der Preis in
manchen Fällen auch gelten darf, nichts einzu-
wenden, aber die auf viele Jahre zurückblickende
Erfahrung besagt, dass dann eben soziale und öko-
logische Kriterien untergehen oder letztendlich
ein Luxusproblem darstellen.
Ich würde gerne kurz auf die Diskussion einge-
hen, die es wegen der angeblich uneindeutigen
Lage durch sowohl Landesvergabegesetze als auch
durch die Bundesregelungen gibt. Wir sehen das
nicht so. Auf Landesebene sind ökologische und
soziale Kriterien aufgenommen worden und dies
teilweise als Soll- oder Muss-Regelung. Erst das
hat hervorgebracht, dass es damit Erfahrungen
gibt, dass man eben auch langsam einen Um-
schwung im öffentlichen Einkauf sieht. Deswegen
hat diese Vorbildwirkung der Länder eine un-
glaublich wichtige Bedeutung gehabt, auch jetzt
für die Umsetzung der Regelungen, die auch auf
Bundesebene nach langer Zeit eingeführt worden
sind, wenn diese jetzt umgesetzt werden müssen.
Insofern halte ich es für sehr wichtig, dass auch
weiterhin die Länder dort erste Schritte gehen
dürfen und können und die Handlungskompetenz
auch behalten. Dies umso mehr, als es auf Bun-
desebene die Spielräume, die es für umweltver-
trägliche oder soziale Vorgaben gab, nicht ausge-
nutzt worden sind. Die Vorgaben der EU sind
zwar in deutsches Recht umgesetzt worden, aber
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eben nicht die darüber hinausgehenden Spiel-
räume, die zu einem tatsächlichen Paradigmen-
wechsel eben nicht nur auf dem Papier, sondern
auch in der Umsetzung geführt hätten. Gerade
deswegen finde ich es wichtig. Sie sprachen von
Lebenszykluskosten. Es wäre möglich gewesen,
dass das tatsächlich einfach immer in die Berech-
nung mit einbezogen wird. Dass eben nicht der
billige Preis gilt, sondern immer dieser Lebens-
zyklus mit berechnet wird. Das ist jetzt nicht vor-
gegeben. Auf Länderebene ist es noch möglich,
dass dort Erfahrungen damit gemacht werden und
dass dort solche Vorgaben vorgegeben werden.
Deswegen finde ich diese Unterschiede auch
wichtig. Nach meiner Erfahrung ist es so, dass die
Unternehmen, die bieten, nicht damit die Schwie-
rigkeit haben, dass es dort vielleicht unterschied-
liche Regelungen gibt und dass der eine die ILO-
Kernarbeitsnorm eben verpflichtend vorgibt, der
andere nur als Kann-Regelung oder dass es be-
stimmte Umweltvorgaben gibt. Die Problematik
liegt in der Praxis eher darin, dass es dort immer
lange Listen von Eigenerklärungen gibt, die jede
Vergabestelle oder jedes Land oder der Bund dann
selber erstellt und dass diese dann eben abgehakt

werden müssen. Ich finde es ganz wichtig, dass
wir wegkommen von diesem Papiertiger oder ei-
genen Erklärungen, die dann abgeheftet werden
und mehr zu einer tatsächlichen öko-sozialen Be-
schaffung kommen. Danke.

Der Vorsitzende: Sehr gut. Frau Evermann, Sie
hatten das allerletzte Wort. Wir sind damit am
Ende dieser öffentlichen Anhörung. Ich möchte
mich bei allen Damen und Herren Sachverständi-
gen im Namen aller Kolleginnen und Kollegen
sehr herzlich bedanken und danke auch für das
Verständnis, wegen der kurzen Sitzungsunterbre-
chung. Ich wünsche allen noch einen schönen Tag
und schließe diese Sitzung.

Schluss der Sitzung: 17:16 Uhr
Mi/Zá/Jae
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